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Brief des Generalsekretärs

Ein Jahr solider Erfolge für die Partnerschaftsbeziehungen der NATO

Javier Solana begrüßt den 
ukrainischen Präsidenten Leonid
Kutschma (rechts) vor der
Unterzeichnung der Charta, 
die 1997 in Madrid zwischen 
der NATO und der Ukraine 
vereinbart wurde. 
(Foto: Belga)

n den letzten Wochen haben wir den ersten Jahrestag mehrerer NATO-Initiativen begangen, mit deren Hilfe die Staaten des euro-atlantischen Raumes auf
dem Gebiet der Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen enger miteinander verbunden werden sollen. Meiner Meinung nach können wir auf das bisher Erreichte
durchaus stolz sein.

◆ Der Euro-Atlantische Partnerschaftsrat (EAPR) setzt einen weitreichenden Aktionsplan in die Praxis um.
◆ Das Programm der erweiterten Partnerschaft für den Frieden (PfP) führt die Partnerstaaten immer näher an das Bündnis heran. 
◆ Die zwischen der NATO und Rußland vereinbarte Grundakte gab den Anstoß zu zahlreichen Konsultations- und Kooperationsaktivitäten. 
◆ Die zwischen der NATO und der Ukraine vereinbarte Charta über eine ausgeprägte Partnerschaft hat neue Kooperationsprojekte ermöglicht. 
◆ Die Kooperationsgruppe Mittelmeer bemüht sich in ihrem Dialog mit den Mittelmeerstaaten intensiv um weitere Fortschritte.

Im folgenden möchte ich kurz auf jede der vorstehend genannten Initiativen eingehen.

Der EAPR, der sich aus 44 Staaten mit verschiedenem Hintergrund und unterschiedlichen sicherheitspolitischen Traditionen zusammensetzt, hat sich zu
einem wichtigen Forum für regelmäßige Konsultationen und Kooperationsvorhaben in Sicherheitsfragen entwickelt.

Wir haben den EAPR für Konsultationen über die Lage im Kosovo, über die Fortsetzung der SFOR-Mission in Bosnien und über die Aussichten für eine
regionale Sicherheitszusammenarbeit nutzen können. Zudem haben wir das Spektrum der Diskussionsthemen um die Fragen des internationalen Terrorismus, der
verteidigungsbedingten Umweltprobleme und der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen erweitert. Ferner ist in Brüssel im Zuge unserer erweiterten
praktischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Katastrophenhilfe ein Euro-Atlantisches Koordinierungszentrum für Katastrophenhilfe
eingerichtet worden.

Die Partnerschaft für den Frieden – das Flaggschiff unserer tagtäglich praktizierten Zusammenarbeit – ist im Hinblick auf engere Verbindungen zwischen
den Bündnismitgliedern und ihren Partnerstaaten erweitert worden. Die Partnerschaftsaktivitäten haben an Umfang und Intensität zugenommen, so daß sie nun
unseren gemeinsamen Erfahrungen in Bosnien sowie der Notwendigkeit komplexerer und anspruchsvollerer Übungen Rechnung tragen. Die Partnerstaaten haben
jetzt größeren Einfluß auf die Weiterentwicklung der PfP und sind auch auf verschiedenen Ebenen der Kommandostruktur der NATO vertreten.

Was die Partnerschaft zwischen der NATO und Rußland betrifft, so bietet uns der neue Ständige Gemeinsame Rat ein geeignetes Instrument zur
Entwicklung der Zusammenarbeit im Sicherheits- und Verteidigungsbereich. Zu den Fragen, die bereits regelmäßig Gegenstand unserer Konsultationen und
unserer Zusammenarbeit sind, zählen friedenserhaltende Maßnahmen, unsere SFOR-Zusammenarbeit „vor Ort“, die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen,
die Umstellung der Rüstungsindustrie auf die zivile Produktion und die Umschulung von aus dem Militärdienst entlassenem Personal. Die Zusammenarbeit
zwischen den Militärs der beiden Seiten ist ebenfalls eingeleitet worden. Kurzum, die Erfahrungen des letzten Jahres lassen uns zuversichtlich davon ausgehen, daß
dauerhafte, konstruktive Beziehungen zwischen der NATO und Rußland wirklich in greifbare Nähe gerückt sind.

Die NATO-Ukraine-Kommission (NUK) hatte ebenfalls schon nach kurzer Zeit Ergebnisse vorzuweisen. Nach ihrer Bildung hat die NUK eine
Vereinbarung über die zivile Notstandsplanung erarbeitet und eine gemeinsame Arbeitsgruppe für die Reform des Verteidigungssektors eingerichtet. Darüber hinaus
hat sie beschlossen, Ende dieses Jahres einen Verbindungsoffizier der NATO nach Kiew zu entsenden, mit dessen Hilfe die Ukraine ihre Rolle in der PfP weiter
ausbauen soll. Diese konkreten Kooperationsaktivitäten ergänzen die Arbeit des NATO-Informationszentrums in Kiew, das die ukrainische Öffentlichkeit mit
aktuellen Informationen über das Bündnis versorgt. Alle diese Maßnahmen werden der Ukraine helfen, den ihr gebührenden Platz im neuen Europa einzunehmen.

Die Kooperationsgruppe Mittelmeer hat seit ihrer Gründung vor einem Jahr ebenfalls große Fortschritte gemacht. Mit unseren Dialogpartnern des
südlichen Mittelmeerraumes – Ägypten, Israel, Jordanien, Marokko, Mauretanien und Tunesien – haben wir Gespräche über eine Reihe von Fragen im
Zusammenhang mit der Sicherheitslage im Mittelmeerraum geführt. Aktivitäten auf den Gebieten Wissenschaft und Information (einschließlich der Bestimmung
von NATO-Kontaktstellen in diesen Ländern zur Stärkung unserer Beziehungen zu ihnen) sowie die Öffnung der NATO-Akademien für Offiziere aus den am
Mittelmeerdialog teilnehmenden Staaten lassen deutlich unser Engagement für freundschaftliche Beziehungen zu unseren südlichen Nachbarstaaten erkennen.

Mit jedem einzelnen dieser neuen Kooperationsmechanismen leisten wir in einem immer
größer werdenden Spektrum von Aktivitäten, welche die Bündnismitglieder und ihre Partnerstaaten
zusammenführen, tagtäglich Pionierarbeit. In ihrer Gesamtheit sind sie für uns alle eine wichtige
Ermutigung, die uns zu der Überzeugung kommen läßt,daß im euro-atlantischen Raum tatsächlich
ein neuer Geist der Zusammenarbeit herrscht. Die Vielfalt der sich daraus ergebenden Chancen
sollten wir weiterhin nutzen.

I
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wei Initiativen der NATO Ð der Euro-Atlantische Part-
nerschaftsrat und die Partnerschaft f�r den Frieden Ð

haben den kooperativen Geist, der heute in bezug auf
Sicherheitsangelegenheiten in Europa festzustellen ist, deut-
lich gest�rkt. Beide sind feste Bestandteile des Anpassungs-
und Umstrukturierungsprozesses der NATO, und beide bie-
ten den B�ndnismitgliedern und ihren Partnerstaaten eine
immer gr�§er werdende Palette von Instrumenten zur
Gestaltung des europ�ischen Sicherheitsumfelds.

Das Programm der Partnerschaft f�r den Frieden ist der
Dreh- und Angelpunkt der praktischen Zusammenarbeit des
B�ndnisses mit den Partnerstaaten. Sie wurde im Januar
1994 auf dem damaligen Br�sseler Gipfeltreffen in die
Wege geleitet und konzentriert sich auf die F�rderung der
milit�rischen Zusammenarbeit zwischen NATO-Mitglied-
staaten und nicht dem B�ndnis angeh�renden Staaten. Mit

dieser Zusammenarbeit wird eine Vielfalt von Zielen ver-
folgt: Erleichterung der Transparenz in bezug auf die
Verteidigungsplanung und die Aufstellung des Verteidi-
gungshaushaltes der einzelnen Staaten, Gew�hrleistung der
demokratischen Kontrolle der Streitkr�fte, St�rkung der
F�higkeit zur �bernahme von Aufgaben auf den Gebieten
friedenserhaltende Ma§nahmen, Such- und Rettungsein-
s�tze und humanit�re Operationen sowie Aufbau von Streit-
kr�ften, die besser mit den Streitkr�ften der NATO-Staaten
zusammenarbeiten k�nnen. Alle diese Ziele sind im Hin-
blick auf die F�rderung eines gemeinsamen sicherheitspoli-
tischen Ansatzes f�r den euro-atlantischen Raum von ent-
scheidender Bedeutung.

Der erfolgreiche Start und die Weiterentwicklung der
Partnerschaft f�r den Frieden f�hrten nahezu unweigerlich
zu Forderungen seitens der B�ndnismitglieder wie auch sei-
tens der Partnerstaaten, den Umfang und die Intensit�t der
Partnerschaftsaktivit�ten zu steigern. Infolgedessen wurde
unter meinem Vorsitz die Hochrangige Gruppe gebildet, die
f�r die zust�ndigen Minister der NATO-Staaten Empfeh-
lungen zum weiteren Ausbau aller Aspekte des Partner-
schaftsprogramms erarbeiten sollte.

Das Ergebnis war der zweigeteilte Beschlu§, den die Au§en-
minister der NATO-Staaten im Mai 1997 in Sintra
(Portugal) fa§ten: Erstens sollte das Programm der Partner-
schaft f�r den Frieden erweitert werden, und zweitens sollte
als Konsultations- und Kooperationsforum f�r Sicherheits-
fragen und verteidigungsrelevante Angelegenheiten der
Euro-Atlantische Partnerschaftsrat gegr�ndet werden.

Die erweiterte Partnerschaft für den
Frieden 
Mit dem Beschlu§ zur Erweiterung der PfP war eine Reihe
von Zielen verbunden. Wir wollten die Partnerstaaten st�r-
ker in die Planung und Durchf�hrung von PfP-�bungen ein-
beziehen und die Partnerschaft auf diese Weise operativer
gestalten. Zudem wollten wir das Spektrum der Ko-
operationsaktivit�ten erweitern, um die neuen Aufgaben der
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Seit 1997 in Sintra der Euro-Atlantische Partnerschaftsrat (EAPR) gegründet und die erweiterte Partnerschaft für den Frieden (PfP) ins Leben 
gerufen wurde, haben die Partnerschaftsaktivitäten laut Botschafter Sergio Balanzino erheblich an Umfang und Intensität zugenommen. Zu den
besonders ins Auge fallenden Erfolgen in diesem Bereich zählen die stärkere Beteiligung der Partnerstaaten an der Beschlußfassung und an der

Organisation der Partnerschaftsaktivitäten, die Einrichtung von Stellen für Angehörige der Partnerstaaten in den militärischen Strukturen des
Bündnisses, Aktivitäten und Konsultationen auf dem Gebiet der Krisenbewältigung sowie der Aufbau eines gemeinsamen Dispositives für
Maßnahmen der Katastrophenhilfe. Auf der Grundlage des EAPR und der PfP errichtet die euro-atlantische Staatengemeinschaft nun eine 

gemeinsame Sicherheitsordnung, mit der sie die Stabilität stärkt und den Frieden aller Staaten wahrt.

Z

Ein Jahr nach Sintra: Die Erreichung kooperativer Sicherheit
mit Hilfe des EAPR und der PfP

Botschafter Sergio Balanzino,
stellvertretender NATO-Generalsekretär

Botschafter Sergio
Balanzino (rechts)
am 27. Mai
1998, als er
gemeinsam mit
NATO-General-
sekretär Javier
Solana am
Vorabend der
Luxemburger
Ministertagungen
am Château
Bourglinster 
eintrifft.



NATO auf dem Gebiet der Wahrung des Friedens und der
Bew�ltigung von Krisen besser zum Ausdruck kommen zu
lassen. Und schlie§lich wollten wir auf den positiven
Erfahrungen aufbauen, die wir durch die erfolgreiche
Zusammenarbeit zwischen den B�ndnismitgliedern und den
Partnerstaaten im Rahmen der SFOR-Mission in Bosnien
und Herzegowina gesammelt hatten.

Ein Jahr nach dem Beschlu§ von Sintra lassen sich bereits in
jedem dieser drei Bereiche Fortschritte feststellen.

Die Beteiligung der Partnerstaaten an der Beschlu§fassung
im Rahmen der PfP ist inzwischen Routine geworden. In
den letzten Monaten haben die Partnerstaaten dazu beigetra-
gen, das �bergreifende Arbeitsprogramm der Partnerschaft
(Partnership Work Programme Ð PEP) weiterzuentwickeln,
und sie haben zudem bei der Straffung ihrer Individuellen
Partnerschaftsprogramme (IPP) eng mit dem B�ndnis
zusammengearbeitet. Dar�ber hinaus werden die Partner-
staaten nun direkter an der Organisation der immer komple-
xer werdenden PfP-�bungen beteiligt, vor allem im Fall von
�bungen, deren Gastgeber sie sind. So ist vom Milit�r-
ausschu§ der NATO in Absprache mit Vertretern der
Partnerstaaten ein F�nfjahresprogramm f�r NATO/PfP-
�bungen erarbeitet worden.

Spektrum der B�ndnisaufgaben besser zum Ausdruck kom-
men zu lassen, haben wir auch den Planungs- und �ber-
pr�fungsproze§ der PfP (Planning and Review Process Ð
PARP) erweitert und angepa§t. Die Teilnahme am PARP
steht allen interessierten Staaten frei. Der PARP zielt darauf
ab, die Transparenz der nationalen Verteidigungsplanung zu
f�rdern und die Streitkr�fte der Partnerstaaten besser auf die
Zusammenarbeit mit den Streitkr�ften des B�ndnisses vor-
zubereiten. Er soll die Entwicklung der Interoperabilit�t
zwischen den Streitkr�ften der Partnerstaaten und denen des
B�ndnisses in bezug auf das gesamte Spektrum der PfP-
Operationen und der damit verbundenen Ausbildungs- und
�bungsaktivit�ten unterst�tzen. Dar�ber hinaus wird das
gemeinsam finanzierte Infrastrukturprogramm des B�nd-
nisses, d.h. das NATO-Programm f�r Sicherheitsinvestitio-
nen, nun um Partnerschaftsprojekte erweitert. Dies wird
dazu beitragen, die Interoperabilit�t zwischen den B�ndnis-
mitgliedern und ihren Partnerstaaten an wichtigen
Knotenpunkten, wie z.B. in den Bereichen Kommuni-
kationssysteme, H�fen und Flugpl�tze, zu st�rken.

Die obengenannten neuen Elemente des Programms werden
uns helfen, den wichtigsten Zielen der PfP noch besser als
bisher gerecht zu werden. Sie werden durch die

5
NATO Brief Herbst 1998

▼

Beginn der
EAPR-Ministertagung 
am 29. Mai 1998.

(1)
Die Türkei
erkennt die
Republik
Mazedonien
unter ihrem
verfassungs-
mäßigen
Namen an.

Die milit�rischen Strukturen des B�ndnisses �ffnen sich
jetzt ebenfalls einer st�rkeren Beteiligung seitens der
Partnerstaaten. Ab Sommer dieses Jahres versehen 38 Offi-
ziere der Partnerstaaten gemeinsam mit ihren Kollegen aus
den NATO-Staaten ihren Dienst auf den obersten beiden
Ebenen der integrierten Milit�rstruktur des B�ndnisses,
n�mlich auf der Ebene der obersten Kommandobereiche der
NATO und der h�heren nachgeordneten Kommandoberei-
che. Bei der Partnerschaftskoordinierungszelle in Mons sind
zudem sieben zus�tzliche Stellen f�r Angeh�rige der
Partnerstaaten eingerichtet worden. Somit sind Offiziere der
Partnerstaaten nun zum ersten Mal mit internationaler
Funktion f�r die Partnerschaft selbst t�tig und nicht lediglich
als Vertreter ihres jeweiligen Staates.

Im Zuge der Weiterentwicklung der PfP mit dem Ziel, das

Entwicklung gemeinsamer Konzepte und gemeinsamer
Ausbildungs- und �bungsprogramme die F�higkeit unserer
Streitkr�fte zu einer engen Zusammenarbeit verbessern.

Unsere Erfahrungen in Bosnien und Herzegowina haben
gezeigt, welch gro§e Bedeutung der Partnerschaft f�r den
Frieden bei der Vorbereitung, Einleitung und Durchf�hrung
komplexer multinationaler Friedensoperationen zukommt.
Die PfP hat ihren praktischen Wert unter Beweis gestellt,
indem sie dazu beitrug, die Truppenkontingente der Partner-
staaten f�r die IFOR- und die SFOR-Mission zu organisie-
ren. Ohne die Partnerschaft h�tten sich diese einzigartigen
internationalen milit�rischen Zusammenschl�sse nicht so
schnell und auch nicht so reibungslos erreichen lassen.

Die Erfahrungen in Bosnien haben zudem deutlich gemacht,
da§ gemeinsam mit den Partnerstaaten ein politisch-milit�ri-

Alle 28 Partnerstaaten sind Mitglieder des EAPR, und mit Ausnahme Tadschikistans sind auch alle Mitglieder des PfP.
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sches Rahmenkonzept f�r k�nftige PfP-Operationen unter
der Leitung der NATO erarbeitet werden mu§. Hier besteht
das �bergeordnete Ziel darin, die Partnerstaaten so weit wie
m�glich in die politischen Konsultationen �ber friedenser-
haltende und andere Operationen im Rahmen der PfP wie
auch in deren tats�chliche Planung einzubeziehen. In einem
sich rasch weiterentwickelnden Sicherheitsumfeld kommt
es entscheidend darauf an, da§ unsere Diskussionen dazu
beitragen, da§ wir gemeinsame Reaktionen schnell und fle-
xibel entwickeln k�nnen.

Das erste Jahr des EAPR 
Der vor einem Jahr gegr�ndete Euro-Atlantische Partner-
schaftsrat bietet f�r alle �ffnungs- und Kooperationsakti-
vit�ten der B�ndnismitglieder und ihrer Partnerstaaten die
�bergreifende politische Rahmenstruktur, mit deren Hilfe
die nach der Erweiterung der PfP ohnehin gr�§eren M�g-
lichkeiten noch erg�nzt werden. Der EAPR trat an die Stelle
des Nordatlantischen Kooperationsrates (NAKR), der das
erste Instrument zur systematischen Durchf�hrung der �ff-
nungsaktivit�ten der NATO darstellte. Nach mehr als f�nf
Jahren brauchte man jedoch ein neues, umfassenderes Fo-
rum, das flexibler in verschiedenen Zusammensetzungen
tagen und insbesondere eingehendere Konsultationen zwi-
schen den B�ndnismitgliedern und ihren Partnerstaaten er-
m�glichen k�nnen sollte.

Die erste Aufgabe des EAPR bestand darin, einen
Aktionsplan mit denjenigen Bereichen zu erarbeiten, in
denen die EAPR-Mitglieder ihre Konsultationen und ihre
Zu-sammenarbeit ausbauen wollten. Dieser Plan wurde im
Dezember 1997 von den zust�ndigen Ministern der EAPR-
Staaten vereinbart.1) Seither haben sich die Konsultationen
im Rahmen des EAPR auf verschiedene Sicherheitsfragen
konzentriert, z.B. auf die Lage in Bosnien und Herze-
gowina, die Krise im Kosovo, die regionale Zusam-
menarbeit im Sicherheitsbereich, den internationalen
Terrorismus, verteidigungsbedingte Umweltprobleme, die
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und die
Entwicklung eines politisch-milit�rischen Rahmenkon-
zeptes f�r k�nftige PfP-Operationen unter der Leitung der
NATO.

Der praktischen Zusammenarbeit kommt im EAPR-Ak-
tionsplan ebenfalls eine hoher Stellenwert zu. Im Februar
wurde beispielsweise eine �u§erst erfolgreiche Krisen-
bew�ltigungs�bung durchgef�hrt.2) Die Partnerstaaten
haben nun auch Zugang zum Wissenschaftsprogramm des
B�ndnisses, und Anfang Juni 1998 er�ffnete der General-
sekret�r der NATO in der NATO-Zentrale das Euro-
Atlantische Koordinierungszentrum f�r Katastrophenhilfe
(Euro-Atlantic Disaster Response Coordination Centre Ð
EADRCC). Dieses Zentrum soll im Fall einer Katastrophe
innerhalb des EAPR-Gebietes in enger Abstimmung mit
dem B�ro der Vereinten Nationen f�r die Koordinierung
humanit�rer Hilfsma§nahmen das Vorgehen der EAPR-
Staaten koordinieren.3)

PfP-Stabselemente 

Innerhalb des internationalen Militärstabs der NATO-Zentrale

sowie auf den ersten beiden Ebenen der integrierten Militärstruktur

der NATO (auf der Ebene der obersten Kommandobereiche und auf

der Ebene der höheren nachgeordneten Kommandobereiche) sind

neun PfP-Stabs-Elemente (PSE), d.h. Gruppen von Offizieren aus

NATOMitgliedstaaten und Partnerstaaten, gebildet worden. 38

Offiziere aus 13 Partnerstaaten wurden für die erste Besetzung der

Stellen ausgewählt, und sie haben ihre Arbeit auch bereits aufgenom-

men. Wie Bündnisoffiziere, die einem bestimmten Hauptquartier

zugeordnet worden sind, werden auch sie in internationaler

Eigenschaft tätig sein. In den PSE werden Offiziere aus den

Partnerstaaten Seite an Seite mit ihren NATO-Kollegen bei der

Planung und Durchführung von PfP-Aktivitäten zusammenarbeiten.

Polnische
SFOR-Soldaten im
März 1998 in
Bosnien und
Herzegowina
während einer
Übung zur
Verbesserung ihrer
Fähigkeiten auf
dem Gebiet der
Katastrophenhilfe. 

▼

Friedenstruppen
im Mai 1998, als
sie während der
von Ungarn 
ausgerichteten
PfP-Übung
„Cooperative
Lantern 98“
Verfahren zur
Eindämmung
gewaltsamer
Ausschreitungen
erproben.

▼

1)
S. Dokumentationsteil
des NATO BRIEFs
1/1998 oder 
World Wide Web
(http://www./
nato.int/). 

2)
S.„Krisenbewältigungsakt
ivitäten im Rahmen der
PfP: Verbesserung der
Fähigkeiten und der
Zusammenarbeit“, S. 28
der vorliegenden Ausgabe
des NATO BRIEFs.

3)
S. „Ein euroatlantisches
Dispositiv für
Katastrophenhilfe“, 
S. 24 der vorliegenden
Ausgabe des NATO
BRIEFs.



PfP und EAPR:
Wertvolle Instrumente der Krisenbewältigung
Der EAPR und die Partnerschaft f�r den Frieden stellen
beide wichtige Instrumente dar, mit deren Hilfe die
Erarbeitung angemessener Reaktionen auf konkrete Sicher-
heitsfragen erleichtert wird. Die Fortf�hrung der SFOR-
Mission in Bosnien und Herzegowina und die Antwort auf
die Krise im Kosovo sind zwei Beispiele daf�r.

Partnerstaaten, die Truppen f�r die SFOR-Mission zur
Verf�gung stellen, nehmen an den regelm�§igen Infor-
mationsveranstaltungen und Konsultationen teil, die in der
Br�sseler NATO-Zentrale in bezug auf verschiedene As-
pekte der SFOR-Operationen stattfinden. Im Rahmen des
EAPR wurden beispielsweise zwischen B�ndnismitgliedern
und denjenigen Kooperationspartnern, die Truppen zur
Verf�gung stellen, Konsultationen zur Erarbeitung des
Operationsplanes f�r die Operation Joint Forge durchge-
f�hrt, d.h. f�r die Fortsetzung der SFOR-Mission in Bosnien
und Herzegowina.

Der EAPR bietet auch ein Forum, in dem die B�ndnis-
mitglieder und ihre Partnerstaaten auf einen gemeinsamen
L�sungsansatz f�r so kritische sicherheitspolitische Pro-
bleme wie die Krise im Kosovo hinarbeiten k�nnen.
Zugleich erweist sich die Partnerschaft f�r den Frieden als
ein Instrument, mit dessen Hilfe sich ein Beitrag dazu lei-
sten l�§t, da§ ein �bergreifen des Konfliktes auf weitere
Staaten verhindert wird. So haben die Au§enminister der
NATO-Staaten k�rzlich auf ihrer Tagung in Luxemburg eine
Reihe von Ma§nahmen angenommen, um zwei Partner-
staaten Ð Albanien und die ehemalige jugoslawische
Republik Mazedoniens4) Ð bei der Bew�ltigung der
Probleme im Zusammenhang mit der Krise im Kosovo zu
unterst�tzen.

7
NATO Brief Herbst 1998

Die Partnerschaftskoordinierungszelle 
Die Partnerschaftskoordinierungszelle (Partnerchip Coordination Cell -PCC) ist eine PfP-Struktur, die demNordatlantikrat unterstellt ist und ihren Sitz in Mons (Belgien) hat, wo sich auch das Oberste Hauptquartier derAlliierten Mächte in Europa (SHAPE) befindet. Der internationale Stab dieser einzigartigen Einrichtung besteht ausNATO-Bediensteten und seit Anfang 1998 auch aus Offizieren der PfP-Partnerstaaten, die in vollem Umfang an derArbeit der PCC beteiligt werden. Die NATO-Vertreter und die nationalen Vertreter der Partnerstaaten sind bei der PCCakkreditiert und bilden einen festen Bestandteil der Koordinierungszelle.

Die PCC koordiniert gemeinsame militärische PfP-Aktivitäten in Abstimmung mit Stäben, Kommandobereichenund sonstigen Stellen der NATO. Sie ist auch für die militärische Planung zuständig, die zur Durchführung der militäri-schen Aspekte des PfP-Arbeitsprogramms erforderlich ist, vor allem bei Ubungen und damit zusammenhängendenAktivitäten auf den Gebieten friedenserhaltende Maßnahmen, humanitäre Operationen sowie Such- undRettungseinsätze, und sie wird an der Auswertung bereits durchgeführter militärischer Aktivitäten beteiligt. DieErarbeitung eines detaillierten Operationsplans für Ubungen zu friedenserhaltenden Maßnahmen und für militärischeUbungen fällt unverändert in den Aufgabenbereich desjenigen militärischen Stabes, der die jeweilige Übung durch-führt.

Sieben Offiziere aus fünf Partnerstaaten gehören nun dem ständigen internationalen Stab an, darunter ein bul-garischer Offizier, der die neue Ausbildungsabteilung der PCC leitet; er ist der erste Offizier eines Partnerstaates, derin einer PfP-Struktur eine führende Position innehat.

4)
Die Türkei erkennt die
Republik Mazedonien
unter ihrem verfassungs-
mäßigen Namen an.
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Mir-Gamza
Efendijew, der
NATO-Botschafter
Aserbaidschans
(einer der 25
Partnerstaaten, die
bei der NATO eine
ständige diplomati-
sche Vertretung
eingerichtet
haben), am 
13. Mai 1998,
als er NATO-
Generalsekretär
Javier Solana sein
Beglaubigungs-
schreiben 
überreicht.

Die NATO/PfP-Koordinierungszelle in Albanien
Am 1. Juni 1998 wurde in Tirana, Albanien, entsprechend einer

Vereinbarung zwischen der NATO und der albanischen Regierung
eine NATO/PfP-Koordinierungszelle eingerichtet. Diese Koordinie-
rungszelle wird im Rahmen des PfP-Arbeitsprogramms für 1998
direkt mit der allgemeinen Koordinierung und der effizienten
Durchführung des speziell auf Albanien zugeschnittenen Indi-
viduellen Partnerschaftsprogramms (IPP) befaßt sein.

Die Eröffnung dieses Büros macht deutlich, daß das Bündnis
daran interessiert ist, im Hinblick auf die Durchführung von
PfP-Aktivitäten engere Beziehungen zu den zuständigen albanischen
Stellen herzustellen. Es handelt sich um das erste derartige Büro, und
in der Einrichtung dieser Koordinierungszelle kommt die Entschlos-
senheit der NATO zum Ausdruck, dieses besondere IPP unter
Berücksichtigung der in Albanien herrschenden einzigartigen
Umstände in die Praxis umzusetzen.

Die Koordinierungszelle wird zunächst mit einem zivilen
Mitarbeiter des internationalen Stabes der NATO sowie mit einem
Offizier und einem Unteroffizier besetzt sein.

Das für 1998 vereinbarte Kooperationsprogramm für Albanien
umfaßt Aktivitäten, mit denen den albanischen Behörden geholfen
werden soll, die möglichen Folgen der Krise im Kosovo zu bewälti-
gen; dazu zählt unter Umständen auch eine Unterstützung in bezug
auf Kommunikationssysteme, die Kontrolle der Grenzen und
Flüchtlingsfragen. Im Rahmen des albanischen IPPs sind in diesem
Jahr bisher sechs Expertengruppen nach Albanien gereist.
NATO-Expertengruppen werden Albanien weiterhin auf verschiede-
nen Gebieten unterstützen, z.B. bei der Erarbeitung von Leitlinien für
die Struktur militärischer Einheiten und für Maßnahmen der
Krisenbewältigung, bei der Lösung von Problemen mit bestehenden
Waffenlagern und bei der Erarbeitung von Maßnahmen zur
Verbesserung der Infrastruktur.

Staatliche albanische Hilfsprogramme sind insbesondere im
Bereich der Infrastruktur und der Ausrüstung für den Umbau und die
Neustrukturierung der Streitkräfte Albaniens von entscheidender
Bedeutung. Ein Schwerpunkt der Arbeit der NATO/PfP-Zelle wird
darin bestehen, die Ausbildungs- und Unterstützungsprogramme der
NATO auf geeignete Weise mit den albanischen Programmen zu
koordinieren.

Das B�ndnis nutzt die PfP als Beitrag zur Verbesserung der
F�higkeit dieser beiden L�nder, ihre Grenzen zu �berwa-
chen, ihre Streitkr�fte umzustrukturieren und Sicherheit und
Stabilit�t zu f�rdern. Zu den bereits getroffenen Ma§nah-
men z�hlen insbesondere die Einleitung von Hilfsprogram-
men unter der �gide der NATO, die Planung und H�her-
stufung von PfP-�bungen, die Entwicklung des Konzeptes
der PfP-Ausbildungszentren und die Einrichtung einer
NATO/PfP-Kontaktstelle in Albanien.

Eine neue kooperative
Sicherheitsgemeinschaft 
Obwohl die Partnerschaft f�r den Frieden und der EAPR
relativ junge Errungenschaften sind, legen sie Zeugnis f�r
ein neues Wirklichkeitsverst�ndnis ab: Die Stabilit�t des
heutigen Europas l�§t sich langfristig am besten durch
Zusammenarbeit gew�hrleisten. Diese Tatsache spiegelt
sich auf politischer Ebene darin wider, da§ inzwischen 25
Partnerstaaten st�ndige diplomatische Missionen bei der
NATO eingerichtet haben. Das neue Manfred-W�rner-
Geb�ude, in dem die Missionen der meisten Partnerstaaten
untergebracht sind, ist ein Symbol unserer tragf�higen und
sich stetig weiterentwickelnden Partnerschaft.

Vor uns liegt nun die Aufgabe, diese Mechanismen der
Partnerschaft und der Zusammenarbeit immer weiter zu ver-
bessern. Der EAPR und die PfP werden auch in Zukunft bei-
trittswilligen Staaten bei der Vorbereitung auf eine m�gliche
NATO-Mitgliedschaft Hilfe leisten. Anderen Staaten bieten
diese beiden Mechanismen dagegen ein Instrument, mit des-
sen Hilfe sie weiterhin eng mit dem B�ndnis zusammenar-
beiten k�nnen.

Durch den EAPR und die erweiterte PfP errichten wir eine
gemeinsame Sicherheitsordnung f�r den euro-atlantischen
Raum. Mit dem n�tigen politischen Willen und mit der
F�higkeit zu praktischer Zusammenarbeit werden wir unse-
rer wichtigsten Aufgabe gerecht werden k�nnen, n�mlich
Sicherheit und Stabilit�t zu erh�hen und zum Wohle aller
Staaten den Frieden zu wahren.  ◆
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se nicht die historische Bedeutung des bisher in der
Geschichte einzigartigen Beschlusses der Ukraine unter-
sch�tzen, freiwillig auf ihre Kernwaffen zu verzichten und
dem Nichtverbreitungsvertrag (NVV) als Nichtkernwaffen-
staat beizutreten. Wie wichtig der vollst�ndige Abzug aller
Kernwaffen aus dem Hoheitsgebiet der Ukraine war und
welch gro§er Beitrag dadurch zur Verringerung der nuklea-
ren Bedrohung sowie zum Aufbau eines gemeinsamen
Sicherheitsraumes in Europa geleistet wurde, kam 1996 in
der Erkl�rung des Lissabonner Gipfeltreffens der
Organisation f�r Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) mit geb�hrender Deutlichkeit zum Ausdruck.

Ein stabiles Europa erfordert stabile
Staaten 
Eine Voraussetzung f�r die Stabilit�t Europas besteht in der
Stabilit�t der einzelnen europ�ischen Staaten. Die R�ckkehr
der Ukraine in die Gemeinschaft der europ�ischen Demo-
kratien und ihr aktives Engagement f�r den Aufbau einer
neuen europ�ischen Sicherheitsarchitektur sind nicht frei
von Problemen gewesen. Meiner Ansicht nach k�nnen wir
aber stolz auf unsere bisherigen Erfolge beim Aufbau eines
demokratischen Sozial- und Rechtsstaates sein, den wir trotz
einer schwierigen �bergangszeit erreicht haben, die durch
die wirtschaftliche Erblast der Sowjetunion und die poli-
tische Tr�gheit einiger Kreise unserer Gesellschaft gekenn-
zeichnet war.

Nach der Erlangung der Unabh�ngigkeit haben wir eine
neue Verfassung angenommen, die mit den europ�ischen
Normen eines demokratischen Rechtsstaates in vollem
Umfang vereinbar ist und die Achtung der B�rgerrechte
gew�hrleistet. Unsere neue Verfassung schafft die Grund-
lage f�r ein klar strukturiertes Regierungssystem mit einem
Pr�sidenten als Staatsoberhaupt, einem in allgemeinen
Wahlen zu w�hlenden Parlament mit einer Kammer
(ãWerchowna RadaÒ), einem Rechtssystem, das die europ�i-
schen Rechtsnormen integriert, und einem System der kom-
munalen Selbstverwaltung. Dar�ber hinaus hat die Ukraine
durch ihre Gesetze zum Schutz der Rechte nationaler
Minderheiten weltweit Achtung und Ansehen gewonnen.

ls Schicksalsgemeinschaft ist die euro-atlantische
Staatengemeinschaft auch eine Verantwortungsge-

meinschaft. Im Zuge der Feierlichkeiten anl�§lich des ersten
Jahrestages der Unterzeichnung eines der bedeutenderen
Elemente unseres Engagements in Europa Ð der Charta �ber
eine ausgepr�gte Partnerschaft zwischen der NATO und der
Ukraine Ð m�chte ich einige Beitr�ge der Ukraine zur
Sicherheit und Stabilit�t Europas hervorheben und erl�utern,
welche Rolle uns aus unserer Sicht in der euro-atlantischen
Staatengemeinschaft zukommt.

Auf halbem Wege zwischen dem Madrider und dem Wa-
shingtoner NATO-Gipfel ist Europa nun an der Schwelle
zum 21. Jahrhundert auf der Suche nach einem verl�§lichen
Sicherheitssystem, das uns einer stabilen, zivilisierten
Weltordnung n�her bringt. Im Mittelpunkt dieser internatio-
nalen Ordnung sollte die Achtung der Menschenrechte, der
Rechte nationaler Minderheiten und der Souver�nit�t der
Staaten stehen.

Die Sicherheit und die Stabilit�t Europas sind ein zentrales
Anliegen der Ukraine, eines Gr�ndungsmitglieds der Ver-
einten Nationen, das durch den Zweiten Weltkrieg und den
sowjetischen Totalitarismus Millionen seiner B�rger verlo-
ren hat. Seit die Ukraine Ende 1991 ihre Unabh�ngigkeit
erlangte, hat sie sich stets bem�ht, ihren Teil zur St�rkung
der Stabilit�t Europas beizutragen. Man sollte beispielswei-

Seit die Ukraine Ende 1991 ihre Unabhängigkeit erlangte, hat sie nicht nur das Ziel ihrer Integration in europäische und transat-
lantische Institutionen verfolgt, sondern sich auch bemüht, einen produktiven Beitrag zur Sicherheit und Stabilität des euro-atlan-
tischen Raumes zu leisten. Laut Wolodymyr Horbulin hat dies in der Ukraine selbst politische und wirtschaftliche Reformen und
im Ausland die Beteiligung der Ukraine an friedenserhaltenden Operationen und humanitären Einsätzen zur Folge gehabt und

schließlich auch dazu geführt, daß sein Land mit gutem Beispiel voranging und auf Kernwaffen verzichtete – ein bisher auf der
internationalen Bühne einmaliger Schritt. Die Ukraine ist sich zwar darüber im klaren, daß noch ein weiter Weg vor ihr liegt

und noch viel zu tun ist, aber sie hat in der sich herausbildenden europäischen Sicherheitsarchitektur bereits eine Schlüsselrolle
übernommen und trägt dazu bei, die Sicherheit und Stabilität Europas aufrechtzuerhalten.

A

Der Beitrag der Ukraine zur Sicherheit und Stabilität Europas
Wolodymyr Horbulin,

Vorsitzender des Nationalen Sicherheits- und Verteidigungsrates der Ukraine

Der ukrainische
Außenminister Boris

Tarassjuk (links)
während einer

Pressekonferenz mit
NATO-Generalsekretär
Javier Solana, nach-

dem am 29. Mai
1998 in Luxemburg

die Tagung der
NATO-Ukraine-

Kommission auf
Außenministerebene
stattgefunden hatte.

▼
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Auch heute noch besteht jedoch das schwierigste Problem in
der Stabilisierung der Volkswirtschaft,  d.h. in einem
Problem, dessen L�sung durch die Belastung aufgrund der
Sch�den nach dem Reaktorunfall von Tschernobyl noch
erschwert wurde. Trotzdem geh�rt die Ukraine dank ihres
unumkehrbaren wirtschaftlichen Reformkurses unbestreit-
bar in die Kategorie derjenigen Volkswirtschaften, die sich
in der Phase des �bergangs zu einem marktwirtschaftlichen
System befinden. Und trotz der politischen und sozialen
Unterschiede in der ukrainischen Gesellschaft konnten wir
diese Reformen mit ausschlie§lich friedlichen, rechtsstaatli-
chen Mitteln durchf�hren, ohne da§ es w�hrend dieser
�bergangszeit zu Massenprotesten, gewaltsamen Zusam-
menst�§en oder zur Anwendung von Gewalt gegen�ber
politischen Gegnern gekommen w�re.

Die Unterst�tzung seitens der internationalen Staaten-
gemeinschaft ist sowohl im Hinblick auf die Bereitstellung
von Ressourcen als auch in bezug auf die Weitergabe von
Fachwissen von entscheidender Bedeutung, wenn
wir unsere wirtschaftlichen Schwierigkeiten �ber-
winden wollen. Diese Hilfe sollte jedoch nicht als
Geste der Wohlt�tigkeit betrachtet werden, sondern
eher als Beitrag zur Erreichung unserer gemeinsamen
Ziele. Es liegt n�mlich im Interesse der gesamten
euro-atlantischen Staatengemeinschaft, da§ man die
Ukraine als europ�ischen Staat mit 52 Millionen

Einwohnern angesichts akuter wirtschaftlicher Probleme,
angesichts der Erblast sozialer Schwierigkeiten und ange-
sichts der Folgen einer Umweltkatastrophe von globalen
Ausma§en nicht einfach im Regen stehenl�§t.

Gutnachbarschaftliche Beziehungen
Seit der Erlangung der Unabh�ngigkeit hat das wichtigste
Ziel der ukrainischen Au§enpolitik darin bestanden, gut-
nachbarschaftliche Beziehungen zu den Nachbarstaaten der
Ukraine herzustellen und diese vertraglich abzusichern. Da§
die Ukraine und Ungarn 1991 ihre Probleme im Zusam-

menhang mit ihren nationalen Minderheiten l�sen konnten,
ist ein bemerkenswertes Beispiel f�r diese Zielsetzung der
ukrainischen Au§enpolitik sowie f�r unser Bekenntnis zu
den Menschenrechten und den Rechten nationaler
Minderheiten. In letzter Zeit haben wir im Hinblick auf die
Konsolidierung gutnachbarschaftlicher Beziehungen zu
Staaten unserer Region einige Durchbr�che erzielt. Wir
schlossen mit Ru§land und Rum�nien politische
Grundlagenvertr�ge, erreichten mit Ru§land einige Verein-
barungen �ber die Schwarzmeerflotte, schlossen mit
Wei§ru§land einen Vertrag zur Regelung von Grenzfragen
und unterzeichneten mit Polen eine Auss�hnungs- und
Einigkeitserkl�rung. Alle diese �bereink�nfte sind wichtige
Glieder der langen Kette, die unser Land entsprechend dem
1995 geschlossenen Stabilit�tspakt f�r Europa mit dem
Raum der Stabilit�t und der gutnachbarschaftlichen
Beziehungen verbindet.

Unteilbare Sicherheit durch
gemeinsame Anstrengungen
Obwohl die Ukraine in den ersten sechs Jahren

ihrer Unabh�ngigkeit selbst mit zahlreichen
Problemen konfrontiert war, hat sie sich an den
Bem�hungen der internationalen Staatengemein-

Nach der Erlangung
der Unabhängigkeit 
verabschiedete die
Ukraine eine neue
Verfassung, in der ein
klar strukturiertes
Regierungssystem mit
einem aus einer
Kammer bestehenden
Parlament
(Werchowna Rada) 
festgeschrieben
wurde. 
(Foto: Reuters)

schaft um die Beilegung regionaler Konflikte in Europa aktiv
beteiligt. Insbesondere unterst�tzt die Ukraine die internationa-
le Staatengemeinschaft bei der Durchf�hrung des Friedensab-
kommens f�r Bosnien und Herzegowina. Unsere Friedens-
truppen sind im Rahmen der SFOR-Mission Seite an Seite mit
Streitkr�ften der NATO und der Partnerstaaten im Einsatz, so
da§ sie die n�tigen Voraussetzungen f�r einen dauerhaften
Frieden schaffen, und sie werden diesen Friedensdienst auch
auf der Grundlage des seit Juni 1998 geltenden neuen
Mandates fortsetzen. Zudem war die Ukraine einer der ersten
Staaten, die auf die OSZE-Initiative f�r Berg-Karabach rea-
gierten, indem sie einen Teil der Beobachter f�r die dortige
langfristige Mission zur Verf�gung stellte.



„Die Teilnahme an
Mechanismen der

regionalen
Zusammenarbeit ist
ein wichtiger Aspekt

der ukrainischen
Außenpolitik.“ Von
links nach rechts:

der ukrainische
Präsident Leonid

Kutschma, der aser-
baidschanische

Präsident Hajdar
Alijew, der Präsident

der Republik
Moldau, Petru

Lucinschi, und der
russische

Ministerpräsident
Sergej Kirijenko am

5. Juni 1998 in
Jalta während eines

Fototermins
anläßlich des

Gipfeltreffens der
Organisation der
Wirtschaftlichen

Zusammenarbeit der
Anrainerstaaten des
Schwarzen Meeres.

(Foto: AP)

Besondere Aufmerksamkeit widmen wir auch der L�sung
des Konfliktes in dem an die Ukraine angrenzenden Gebiet
der Republik Moldau, in dem B�rger ukrainischer
Abstammung die zweitgr�§te Bev�lkerungsgruppe bilden.
Es ist ein Beweis f�r das Vertrauen, das die internationale
V�lkergemeinschaft dem aktiven Beitrag unseres Landes zu
den Friedensmissionen in Europa entgegenbringt, da§ die
Ukraine gemeinsam mit der Russischen F�deration und der
OSZE die Vereinbarungen zur L�sung des dortigen
Konfliktes garantieren soll. Durch unseren Erfolg bei der
Beilegung der Streitigkeiten im Zusammenhang mit der
Autonomen Krimrepublik k�nnen wir auch eine Vertrautheit
mit innerregionalen Problemen in die verschiedenen
Verhandlungen einbringen.

Dar�ber hinaus sind wir aufgrund unserer Teilnahme am
Euro-Atlantischen Partnerschaftsrat (EAPR) und am
NATO-Programm der Partnerschaft f�r den Frieden (PfP)
davon �berzeugt, da§ bei Konflikten die Erfahrungen und
F�higkeiten der NATO im Bereich friedenserhaltender
Ma§nahmen im gesamten EAPR-Gebiet aktiver genutzt wer-
den sollten. In diesem Zusammenhang begr�§t die Ukraine
die Entwicklung eines politisch-milit�rischen Rahmenkon-
zeptes f�r PfP-Operationen unter der Leitung der NATO.

Ein Europa der Regionen 
Die Teilnahme an Mechanismen der regionalen Zusammen-
arbeit ist ein wichtiger Aspekt der ukrainischen
Au§enpolitik, der auch durch unsere Initiativen in einigen
regionalen Strukturen zum Ausdruck kommt; dazu z�hlen
beispielsweise die Mitteleurop�ische Initiative (Central
European Initiative Ð CEI), die Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit der Anrainerstaaten des Schwarzen Meeres, die
Euroregion Karpaten und die Euroregion Bug. Aus unserer
Sicht verf�gen diese Strukturen mit Blick auf die St�rkung
der regionalen Stabilit�t �ber ein beachtliches Potential, und
wir haben vorgeschlagen, da§ sich die OSZE und die
Staaten der Mitteleurop�ischen Initiative zusammen-
schlie§en, um die Stabilit�t und Sicherheit Mittel- und
Osteuropas zu festigen. Unserer Meinung nach bestehen
auch gute Aussichten f�r die Entwicklung der Zusammen-
arbeit zwischen den Staatentrios Ukraine-Polen-Rum�nien
und Ukraine-Rum�nien-Republik Moldau, und wir sehen
dar�ber hinaus M�glichkeiten f�r den weiteren Ausbau
unserer strategischen Partnerschaft mit Polen. �berdies
haben wir deutlich unser Interesse an der Arbeit des Rates
der Ostseestaaten zum Ausdruck gebracht, denn wir w�rden

eine gewisse Form der Zusammenarbeit mit dieser Staaten-
gruppe begr�§en.

Integration in euro-atlantische Strukturen
Der au§enpolitische Kurs der Ukraine in Richtung auf eine
uneingeschr�nkte Integration in europ�ische und transatlan-
tische Strukturen der Zusammenarbeit ist ein fester
Bestandteil unserer Bem�hungen, unseren Teil zu einem
geeinten und stabilen Europa beizutragen. Wir sind uns
allerdings dar�ber im klaren, da§ der Integrationsproze§ der
einzelnen Staaten mit unterschiedlicher Geschwindigkeit
verl�uft, und unterst�tzen in vollem Umfang den baldigen
Beitritt zu den euro-atlantischen Strukturen, der denjenigen
Staaten unter unseren mitteleurop�ischen Kooperations-
partnern erm�glicht wird, die in ihrem Integrationsproze§
schon weiter vorangekommen sind. Zugleich sind wir aber
davon �berzeugt, da§ mehr getan werden sollte, um die
Unterschiede in bezug auf den Grad der wirtschaftlichen
Entwicklung und somit in bezug auf die Integra-
tionsgeschwindigkeit der einzelnen Staaten zu verringern.
W�ren diese Unterschiede weniger gro§, so k�nnte dies zur
Verringerung der Gefahr beitragen, da§ der Erwei-
terungsproze§ die Effizienz dieser Institutionen beeintr�ch-
tigt. Allgemeiner gesagt ist dies unserer Ansicht nach die
einzige M�glichkeit, ein sicheres und stabiles Europa aufzu-
bauen, in dem alle Staaten im Rahmen transparenter
Strukturen zusammenarbeiten, sich zu den gleichen Werten
bekennen und nach den gleichen Kriterien beurteilt werden.

Wir unterst�tzen uneingeschr�nkt den Geist der Solidarit�t
und der gemeinsamen Werte, durch den sich der Europarat,
die OSZE und die Europ�ische Union auszeichnen. Die
Ukraine ist bereits Mitglied des Europarates und der OSZE,
und sie arbeitet entschlossen darauf hin, auch der EU beizu-
treten. Da Anfang dieses Jahres das Partnerschafts- und
Kooperations�bereinkommen zwischen der Ukraine und der
EU in Kraft getreten ist, k�nnen wir nun unsere politischen,
wirtschaftlichen, finanziellen, sozialen und kulturellen
Kontakte zur Europ�ischen Union weiter ausbauen.

Wir bem�hen uns auch um engere Beziehungen zur West-
europ�ischen Union, in der wir ein wichtiges Element des
europ�ischen Sicherheitsumfeldes sehen. Im Juni 1997
schlossen die Ukraine und die WEU eine Vereinbarung zur
Regelung des Einsatzes ukrainischer Langstreckenflug-
zeuge bei der Einrichtung von Luftbr�cken. Diese
Vereinbarung, die erste derartige Vereinbarung, die von der
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WEU geschlossen wurde, ist ein konkretes Beispiel f�r die
Art der Zusammenarbeit, an der wir uns zur St�rkung der
Stabilit�t und Sicherheit Europas beteiligen. Wir hoffen, da§
wir unsere Beziehungen zur WEU in Zukunft auf dieser
Grundlage st�rker formalisieren k�nnen.

Eine ausgeprägte Partnerschaft  mit der NATO 
Unter den euro-atlantischen Institutionen, zu denen unser
Land engere Beziehungen herstellt, ist die NATO f�r die
Ukraine von besonderer Bedeutung. Wir halten die NATO

im Hinblick auf die �ffentliche Meinung in der Ukraine f�r
eine Mitgliedschaft noch nicht in Frage kommen.

Wir haben aber eine gro§angelegte Aufkl�rungskampagne
eingeleitet, um die beiderseitigen Vorteile der Zusammen-
arbeit zwischen der Ukraine und der NATO darzulegen. Ich
bin davon �berzeugt, da§ die Ukrainer mit der Zeit erkennen
werden, da§ die NATO f�r uns keine Gefahr darstellt, son-
dern Ð ganz im Gegenteil Ð als Garant der Stabilit�t Europas
dient und somit auch unsere Sicherheit st�rkt. Daher
begr�§en wir, da§ Polen, die Tschechische Republik und
Ungarn Ð darunter also zwei der Staaten, die an die Ukraine
angrenzen Ð eingeladen worden sind, dem B�ndnis beizu-
treten.

Die zwischen der NATO und der Ukraine vereinbarte Charta
hat uns neue Perspektiven der Zusammenarbeit er�ffnet und
eine solide Grundlage f�r die dynamische Weiterentwick-
lung unserer Beziehungen geschaffen. Das greifbarste
Ergebnis der Charta besteht in der Bildung der
NATO-Ukraine-Kommission, eines Forums, in dem wir mit
den 16 NATO-Mitgliedstaaten zu Konsultationen �ber ein
breites Spektrum politischer und milit�rischer Kooperati-
onsaktivit�ten zusammenkommen. Diese Kommission ist
inzwischen zweimal auf der Ebene der Au§enminister und
einmal auf der Ebene der Verteidigungsminister zusammen-
getreten, w�hrend sie auf Botschafterebene regelm�§ig tagt.
Unsere Konsultationen betrafen Fragen wie die St�rkung
der Zusammenarbeit bei friedenserhaltenden Ma§nahmen,
die Bildung der gemeinsamen Arbeitsgruppe zur Verteidi-
gungsreform und die Einsetzung einer gemeinsamen
Arbeitsgruppe f�r zivile Notfallplanung1).

Was die milit�rische Ebene betrifft, so hat der milit�rische
Vertreter der Ukraine bei der NATO im Januar seine Arbeit
aufgenommen, und wir gehen davon aus, da§ in n�chster
Zeit ein Verbindungsoffizier der NATO nach Kiew entsandt
wird. Dadurch werden wir unsere milit�rischen Kontakte
zum B�ndnis weiter ausbauen k�nnen und Gelegenheit
haben, uns besser �ber die Streitkr�fte der jeweils anderen
Seite zu informieren; zudem kann die Ukraine auf diese
Weise im Hinblick auf die Reform ihrer Streitkr�fte n�tz-
liche Erfahrungen sammeln.

Die zwischen der NATO und der Ukraine vereinbarte Charta
geht jedoch in ihrer Bedeutung weit �ber die zahlreichen
Kooperationsaktivit�ten hinaus, die sie erleichtert. Wie der
Erweiterungsproze§ des B�ndnisses, die Grundakte NATO-
Ru§land und der Euro-Atlantische Partnerschaftsrat spielt
diese Charta eine wichtige Rolle bei der Beseitigung des
europ�ischen Stabilit�ts- und Sicherheitsvakuums, das
durch das Ende des Kalten Krieges entstanden ist.

Die Ukraine hat also durch die Vielfalt der Mechanismen
und Institutionen der Zusammenarbeit, an denen sie sich in
f�hrender Position beteiligt, und insbesondere durch ihre
ausgepr�gte Partnerschaft mit der NATO in der sich heraus-
bildenden europ�ischen Sicherheitsarchitektur eine
Schl�sselrolle �bernommen und sich als ein Staat erwiesen,
der einen wichtigen Beitrag zur Sicherheit und Stabilit�t
Europas leistet.  ◆

(1)
Für weitere Einzelheiten
zur Zusammenarbeit 
zwischen der NATO und
der Ukraine auf dem
Gebiet der zivilen
Notfallplanung s. den fol-
genden Beitrag in der
vorliegenden Ausgabe
des NATO BRIEFs.

Neuer NATO-Informationsoffizier in Kiew:
Das NATO-Informationszentrum 
feiert sein einjähriges Bestehen

NATO-Generalsekretär Javier
Solana hat Taras Kuzio zum NATO-
Informationsoffizier und zum Leiter
des Informations- und Dokumenta-
tionszentrums der NATO in Kiew,
Ukraine, ernannt. Dr. Taras Kuzio
(40), der die britische Staatsan-
gehörigkeit besitzt, hat sich wäh-
rend seiner bisherigen beruflichen
Tätigkeit größtenteils mit ukraini-
schen Angelegenheiten beschäftigt
und umfangreiche Veröffentlichun-
gen zum allgemeinen politischen
Kurs und zur Sicherheitspolitik der
Ukraine verfaßt. Vor seiner Ernennung zum NATO-Informationsoffizier war er in
leitender Position als Forscher am Zentrum für Rußland- und Osteuropastudien der
Universität Birmingham sowie in gleicher Funktion für den Konsultativrat des
ukrainischen Parlamentes tätig. Zuvor hatte er mit Zuständigkeit für ukrainische
An-gelegenheiten als Journalist und Redakteur gearbeitet. Dr. Taras Kuzio wird
seine Arbeit in Kiew im September 1998 aufnehmen.

Das Informations- und Dokumentationszentrum der NATO, das im Institut
für internationale Beziehungen der Taras-SchewtschenkoUniversität in Kiew unter-
gebracht ist, hat gerade den ersten Jahrestag seines Bestehens gefeiert. Das
Zentrum soll den Informationsaustausch zwischen dem Bündnis und der Ukraine
erleichtern und so dazu beitragen, daß alte Vorurteile überwunden werden und
die ukrainische Bevölkerung korrekte Informationen über die NATO erhält. Das
Informations- und Dokumentationszentrum, das auf der Grundlage der Charta
über eine ausgeprägte Partnerschaft errichtet wurde, leistet einen wichtigen
Beitrag zur Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen der NATO und der Ukraine.

f�r den zuverl�ssigsten und tragf�higsten Pfeiler der
europ�ischen Sicherheit und haben unseren Beziehungen
zum B�ndnis mit Hilfe der auf dem Madrider Gipfeltreffen
im Juli 1997 unterzeichneten ãCharta �ber eine ausgepr�gte
PartnerschaftÒ zwischen der NATO und der Ukraine einen
f�rmlichen Rahmen gegeben. Diese weitreichende Partner-
schaft bedeutet nicht unbedingt, da§ die Ukraine dem
B�ndnis beitreten m�chte, zumindest nicht zum jetzigen
Zeitpunkt. Wir sind uns dar�ber im klaren, da§ wir sowohl
im Hinblick auf die Erf�llung der n�tigen Kriterien als auch
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1997 beteiligten sich der Stab eines ukrainischen Rettungs-
bataillons und ein Pionierzug der Autonomen Mecha-
nisierten Brigade des Ministeriums f�r Notsituatio-nen an
der PfP-�bung ãCooperative Safeguard Ô97Ò, die im Juli

ie zivile Notfallplanung (Civil Emergency Planning Ð
CEP) ist darauf ausgerichtet, die Zivilbev�lkerung im

Fall einer Notsituation (wie z.B. w�hrend eines Krieges oder
bei Naturkatastrophen) zu sch�tzen. Wegen der praktischen
Anwendbarkeit der CEP-Aktivit�ten spielt
sie in dem f�r die Zusammenarbeit mit
Partnerstaaten aus Mittel- und Osteuropa
bestimmten NATO-Programm der Partner-
schaft f�r den Frieden (PfP) eine wichtige
Rolle. 1992, also im ersten Jahr ihrer
Unabh�ngigkeit, beteiligte sich die Ukraine
zum ersten Mal an den CEP-Kooperations-
aktivit�ten. Nachdem die Ukraine zwei
Jahre sp�ter (Februar 1994) der PfP beige-
treten war, bestimmte der Minister f�r
Notsituationen zwei Einheiten f�r die
Teilnahme an CEP-Kooperationsaktivit�ten,
n�mlich die Mobile Mechanisierte Brigade
der Zivilverteidigung (Kiew) und die
milit�rische Sondereinheit f�r Rettungs-
eins�tze (Poltawa).

Im Dezember 1995 stattete eine Delegation von Vertretern
verschiedener ukrainischer Beh�rden, die mit Fragen der
zivilen Notfallplanung befa§t sind, der NATO-Zentrale
einen Besuch ab. Dieser Besuch trug in hohem Ma§e dazu
bei, sowohl die tiefgreifenden Ver�nderungen, die sich seit
dem Ende des Kalten Krieges im B�ndnis vollzogen hatten,
als auch die zunehmende Bedeutung mehrerer Initiativen
hervorzuheben, die im Rahmen des 1991 von der NATO
verabschiedeten breitangelegten sicherheitspolitischen
Ansatzes eingeleitet worden waren. Das Ergebnis war die
Vereinbarung eines soliden Kooperationsprogramms mit
den CEP-Stellen der NATO.

Ein Jahr sp�ter war Kiew sogar schon Gastgeber der ersten
Tagung des CEP-Direktoriums, die au§erhalb des NATO-
Gebietes stattfand. Ebenfalls 1996 veranstaltete der
Zivilschutzausschu§ der NATO (mit den Kooperations-
partnern) in Lwow eine Tagung in Verbindung mit der
Stabsrahmen�bung/dem Man�ver ãCarpathian Safety Ô96Ò,
die von der Ukraine im gleichen Gebiet ausgerichtet wurde.
An dieser �bung nahmen Rettungseinheiten der Vereinigten
Staaten, Polens, der Slowakischen Republik und Ungarns teil.

Die Zusammenarbeit zwischen der Ukraine und der NATO machte einen bedeutenden Schritt nach vorn, als im Juli 1997 in Madrid die Charta
über eine ausgeprägte Partnerschaft unterzeichnet wurde. Bei der Umsetzung der Charta ist die Ukraine bemüht, maximalen Nutzen aus diesem
Vertrag zu ziehen, und die zivile Notfallplanung bildet einen der konkreteren Bereiche der Zusammenarbeit mit der NATO. In dem nun folgenden

Beitrag schildert Valentin Kaltschenko in bezug auf die zivile Notfallplanung die Meilensteine in der Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen
der Ukraine und der NATO und erläutert, welche Bedeutung diesem Kooperationsbereich für die Ukraine zukommt.

D

Die Zusammenarbeit zwischen der Ukraine und der NATO auf
dem Gebiet der zivilen Notfallplanung

Valentin Kaltschenko,
ukrainischer Minister für Notsituationen

Valentin Kaltschenko
(links) am 

16. Dezember 1997,
als er während der

Zeremonie anläßlich
der Unterzeichnung

der CEP-
Vereinbarung 

zwischen der NATO
und der Ukraine die

Glückwünsche 
Herpert 

van Foreests, des
Beigeordneten

NATO-Generalsekretärs
für Infrastruktur,

Logistik und zivile
Notfallplanung, 

entgegennimmt.

1997 in Island stattfand, sowie an der �bung ãSea Breeze
Ô97Ò, die im darauffolgenden Monat von der Ukraine ausge-
richtet wurde. Im September 1997 organisierte die Ukraine
in Kiew gemeinsam mit der NATO ein Seminar zu dem
Thema ãSanit�tslufttransport in NotsituationenÒ, auf dem
sich 100 Vertreter der NATO-Mitgliedstaaten und der
Partnerstaaten durch Diskussionen und Ausbildungsveran-
staltungen auf den neuesten Stand bringen lie§en.

Eine neue Stufe der Zusammenarbeit 
Diese �bungen, Seminare und sonstigen Veranstaltungen
beweisen, wie n�tzlich die PfP als Rahmenstruktur f�r lang-
fristige Projekte und praktische �bungen ist, die von den
NATO-Mitgliedern und den Partnerstaaten als Vorbereitung
auf tats�chliche Such- und Rettungseins�tze durchgef�hrt
werden. Wir in der Ukraine meinten jedoch, wir k�nnten
noch mehr tun. Daher stellten wir unsere Zusammenarbeit
im Bereich der zivilen Notfallplanung im Dezember 1997,
als das ukrainische Ministerium f�r Notsituationen mit der
NATO eine Vereinbarung �ber zivile Notfallplanung und
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Katastrophenschutz unterzeichnete, auf eine deutlich h�here
Stufe. Diese Vereinbarung, eine der lediglich zwei Verein-
barungen, die von der NATO auf dem CEP-Gebiet geschlos-
sen worden sind, schuf den rechtlichen Rahmen f�r die st�r-
kere Abstimmung des zust�ndigen ukrainischen Ministeri-
ums nicht nur mit der NATO als Organisation, sondern auch
mit den einzelnen B�ndnisstaaten.

Eine der bedeutendsten Bestimmungen dieser �bereinkunft
besteht in der Vereinbarung, gemeinsame Studien mit dem
Ziel durchzuf�hren, durch internationale Zusammenarbeit
das allgemeine Katastrophenhilfepotential bei nuklearen
Unf�llen zu verbessern. Diese gemeinsamen Aktivit�ten, die
sich auf eine umfassende systematische Analyse des
Reaktorunfalls von Tschernobyl st�tzen sollen, werden in
Zusammenarbeit mit den einschl�gigen Fachaussch�ssen,
die dem NATO-Oberausschu§ f�r zivile Notfallplanung
nachgeordnet sind, durchgef�hrt werden, d.h. in erster Linie
mit dem Zivilschutzausschu§, dem Gemeinsamen
Medizinischen Ausschu§, dem Planungsausschu§ f�r
Ern�hrung und Landwirtschaft und dem Planungsausschu§

f�r Zivilluftfahrt. Dies wird hoffentlich dazu f�hren, da§ wir
unsere jetzigen Kenntnisse �ber die Auswirkungen von
Katastrophen in der Gr�§enordnung des Tschernobyl-
St�rfalls auf den Menschen, die Landwirtschaft, die
Wasservorr�te und andere lebensnotwendige Ressourcen
vertiefen k�nnen.

In bezug auf Notsituationen, die sich aus der Freisetzung
von Radioaktivit�t ergeben, werden die Ukraine und die
NATO unter Ber�cksichtigung der Rolle der Internationalen
Atom-energie-Organisation mit der NATO-Expertengruppe
f�r Warnsysteme und Detektoren zusammenarbeiten.

Die CEP-Arbeitsgruppe der Ukraine und der NATO, die
unter der �gide der NATO-Ukraine-Kommission gebildet
wurde, hat die Aufgabe, die Bestimmungen der CEP-
Vereinbarung in die Praxis umzusetzen und die gemeinsa-
men Aktivit�ten zu planen und zu koordinieren. Die erste
Tagung dieser Arbeitsgruppe fand im M�rz in Kiew statt; an
ihr nahmen hochrangige NATO-Bedienstete und Vertreter
der ukrainischen Regierung

Ein ukrainischer
Offizier des 
ukrainischen 
Ministeriums für
Notsituationen
(Mitte), als er sich
während der
PfP-Übung
„Cooperative
Safeguard 97“
mit seinen
Kollegen aus 
Island und
Dänemark berät. 
(Im Hintergrund:
Rettungseinheiten
bei der prakti-
schen Erprobung
von
Katastrophenhilfe-
verfahren während
einer Übung, die
im Juli 1997 in
Island abgehalten
wurde.)



sowie anderer einschl�giger �mter und Dienststellen teil.
Auf dieser Tagung wurden einige wichtige Beschl�sse
bez�glich unserer k�nftigen Zusammenarbeit gefa§t und ein
gemeinsames Kommuniqu� erarbeitet.

Insbesondere vereinbarten wir auf der Grundlage der
Ausf�hrungen der Vorsitzenden des Planungsausschusses
f�r Ern�hrung und Landwirtschaft und des Gemeinsamen
Medizinischen Ausschusses sowie in Anbetracht der darauf-
folgenden eingehenden Diskussionen, da§ ukrainische
Experten an den Tagungen dieser beiden Aussch�sse, die
noch vor Ablauf dieses Jahres in Wien bzw. Br�ssel stattfin-
den sollen, teilnehmen werden, um ihre Erfahrungen im
Zusammenhang mit Tschernobyl weiterzugeben.

Dank des Beschlusses der NATO, den Partnerstaaten
Zugang zu den CEP-Direktorien und -Aussch�ssen zu
gew�hren, konnte zudem der schrittweise Ausbau der
Beteiligung der Ukraine nicht nur an der Arbeit des
Oberausschusses f�r zivile Notfallplanung, sondern auch an
den Aktivit�ten seiner nachgeordneten Fachorgane und
-Aussch�sse vereinbart werden.

Wir hoffen sehr, da§ die Ukraine einen konstruktiven
Beitrag zur Arbeit des vor kurzem in der Br�sseler
NATO-Zentrale eingerichteten Euro-Atlantischen Koordi-
nierungszentrums f�r Katastrophenhilfe sowie zur Euro-
Atlantischen Katastrophenhilfeeinheit leisten kann. Das
Ministerium f�r Notsituationen hat erfahrenes Personal, auf
das diese Einheit zur�ckgreifen k�nnte, um den Opfern von
Katastrophen Ð sei es in NATO-Staaten oder in Partnerstaa-
ten Ð mit Hilfe von Experten die erforderliche Unterst�tzung
anzubieten. Neben den wertvollen Erfahrungen, die wir bei
den Hilfsma§nahmen nach dem Reaktorunfall von
Tschernobyl sammeln konnten, verf�gen wir auch �ber aus-
gezeichnete Lufttransportf�higkeiten. Das ukrainische Mi-
nisterium f�r Notsituationen und die Wissenschaftler der
Ukraine sind bereit, die im Koordinierungszentrum vertrete-

Die Ukraine ver-
fügt über „wert-

volle Erfahrungen“
in bezug auf

Gegenmaßnahmen
nach einem

nuklearen Unfall.
Das Foto zeigt

einen Arbeiter, der
eine Bohrmaschine
bedient, mit deren

Hilfe unter dem
Zementsarkophag,
mit dem der vierte

Reaktor des
Kernkraftwerks

von Tschernobyl
nach dem Störfall

von 1986 
umgeben wurde,
Untersuchungen

gemacht werden
können. 

(Foto: Reuters)

nen Kollegen aus den NATO-Mitgliedsl�ndern und den
Partnerstaaten von ihren Kenntnissen und praktischen
Erfahrungen profitieren zu lassen.

Es versteht sich von selbst, da§ diese Entwicklungen zu
einer Verst�rkung der Zusammenarbeit und zu einer schritt-
weisen Einbindung ukrainischer Experten in die verschiede-
nen CEP-Arbeitsgebiete f�hren und somit die Integration
der Ukraine in das wirtschaftliche und soziale Gef�ge des
euro-atlantischen Raumes, in dem die Ukraine eine wichtige
Rolle spielen will, entscheidend f�rdern werden.

Eine sicherere Zukunft 
Einige der erforderlichen Kooperationsverfahren haben wir
bereits w�hrend der internationalen Krisenbew�ltigungs-
�bung ãCMX 98Ò erarbeitet, die im M�rz in der
NATO-Zentrale stattfand. Das Ministerium f�r Notsituati-
onen und das Au§enministerium der Ukraine haben sich nun
auf die Verfahren f�r die Entsendung eines Vertreters meines
Ministeriums in die ukrainische NATO-Vertretung geeinigt;
auf diese Weise wollen wir die Abstimmung unserer Arbeit
mit den Bem�hungen des B�ndnisses verbessern. Die aktive
Teilnahme eines Vertreters der Ukraine an der Arbeit des
NATO-Oberausschusses f�r zivile Notfallplanung und sei-
ner nachgeordneten Planungsorgane und -aussch�sse wird
unsere Zusammenarbeit st�rken und zu einer besseren
Abstimmung zwischen der zivilen Notfallplanung der
Ukraine und der CRP der NATO-Mitgliedstaaten f�hren.

Die Zukunft liegt in unseren H�nden. Durch unsere prakti-
sche Zusammenarbeit im Bereich der zivilen Notfallplanung
haben wir Gelegenheit, einen Beitrag dazu zu leisten, da§
unsere Kinder, Enkelkinder und alle sp�teren Generationen
in einer Welt der Sicherheit, der Stabilit�t und des
Wohlstands leben k�nnen. Was die Ukraine betrifft, so sind
wir bereit, diese Chance nach besten Kr�ften zu nutzen. ◆
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or etwas mehr als einem Jahr unterzeichneten die NATO
und Ru§land die ãGrundakte �ber gegenseitige Bezie-

hungen, Zusammenarbeit und SicherheitÒ. Die Unterzeich-
nung, die wenige Wochen vor dem Madrider Gipfeltreffen in
Paris stattfand, war mehr als eine diplomatische Zeremonie.
Sie bedeutete f�r die Zeit nach dem Ende des Kalten Krieges
eine entscheidende Wende. Durch die Unterzeichnung der
Grundakte schufen die NATO und Ru§land n�mlich die
Grundlage f�r neue strategische Beziehungen.1) Jetzt steht
zweifelsfrei fest, da§ wir gemeinsam die Verantwortung daf�r
tragen, das neue europ�ische Sicherheitsumfeld bis weit in das
21. Jahrhundert hinein zu gestalten.

Im ersten Jahr nach der Unterzeichnung dieser historischen
�bereinkunft sind wir mit der Umsetzung der Vertrags-
bestimmungen schon weit vorangekommen. Die NATO und
Ru§land haben durch den St�ndigen Gemeinsamen Rat
(SGR), der im Einklang mit der Grundakte eingerichtet wor-
den ist, ein neues Forum f�r Konsultationen �ber sicher-
heitsrelevante Fragen geschaffen. Durch unsere Arbeit im
SGR bem�hen wir uns nun um neue, noch nie dagewesene
Formen der Zusammenarbeit.

Wie immer bei der Einleitung neuer Beziehungen waren
Zeit und diplomatisches Fingerspitzengef�hl vonn�ten, um

eine gewisse Vertrautheit im Umgang miteinander zu errei-
chen. Viele Jahrzehnte des Mi§trauens waren zu �berwin-
den, und Fehleinsch�tzungen mu§ten korrigiert werden. Auf
der Arbeitsebene machen unsere Beziehungen nun beein-
druckende Fortschritte, auch wenn noch immer gro§e
Aufgaben vor uns liegen. Wir wollen aus der Partnerschaft
zwischen der NATO und Ru§land ein ständiges Element der
euro-atlantischen Sicherheit machen.

Der breitere Rahmen 
Von allen Ver�nderungen, die sich in Europa und im
B�ndnis in den letzten Jahren vollzogen haben, bedeuten die
neuen Beziehungen zwischen der NATO und Ru§land den
revolution�rsten Wandel. Vorbei ist die Zeit, in der sich zwei
milit�rische Bl�cke in der Mitte Europas als Gegner gegen-
�berstanden. Jetzt sind in Europa die alten Trennlinien ver-
schwunden. Die meisten Staaten Mittel- und Osteuropas
konsolidieren derzeit ihre wirtschaftlichen und politischen
Reformen und bem�hen sich um engere Beziehungen zu den
euro-atlantischen Institutionen. Und zudem vollzieht sich in
Ru§land der einschneidendste Wandel der modernen russi-
schen Geschichte.
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Seit vor einem Jahr die Grundakte unterzeichnet und der Ständige Gemeinsame Rat eingerichtet wurde, sind die Beziehungen 
zwischen der NATO und Rußland auf eine qualitativ neue Stufe gestellt worden. Durch regelmäßige Kontakte im Rahmen der Arbeit

des Ständigen Gemeinsamen Rates führen die NATO und Rußland einen Meinungsaustausch und konsultieren einander zu euro-
atlantischen Sicherheitsfragen von beiderseitigem Interesse. Diese politischen Konsultationen werden durch Kontakte zwischen den

Militärs der beiden Seiten ergänzt, zu denen z.B. die gemeinsame Beteiligung an der SFOR-Mission in Bosnien und Übungen für 
friedenserhaltende Maßnahmen zählen. Botschafter Klaus-Peter Klaiber vertritt die Ansicht, daß wir mit diesen Kooperationsmechanismen in die

richtige Richtung gehen – in Richtung auf eine Zukunft der gemeinsamen Sicherheit und Stabilität in Europa.

V

Die Beziehungen zwischen der NATO und Rußland ein Jahr
nach der Unterzeichnung der Grundakte in Paris

Klaus-Peter Klaiber,
Beigeordneter NATO-Generalsekretär für Politische Angelegenheiten

Der russische
Außenminister
Jewgeni Primakow
(am Rednerpult
links) am 28. Mai
1998 nach der
Ministertagung des
Ständigen
Gemeinsamen Rates
in Luxemburg
während einer
Pressekonferenz mit
dem französischen
Außenninister Hubert
Védrine (Mitte) und
NATO-Generalsekretär
Javier Solana, den
beiden
SGR-Vorsitzenden.

1)
Wortlaut der Grundakte
s. Dokumentationsteil
des NATO BRIEFs
4/1997 oder World
Wide Web
(http://www.nato.int/)
.



Der russische
Verteidigungsminister,

Marschall Igor
Sergejew, am 

12. Juni 1998 in
Brüssel, wo er vor

der SGR-Tagung auf
der Ebene der

Verteidigungsminister
ein Gespräch mit

NATO-Generalsekretär
Javier Solana und

dem französischen
Verteidigungsminister
Alain Richard (links)

führt. 
(Foto: AP)

Das gleiche l�§t sich auch in bezug auf die NATO sagen.
Anfang der 90er Jahre dieses Jahrhunderts fa§te das
B�ndnis den grundlegenden Beschlu§, da§ die Zusammen-
arbeit der NATO mit ihren fr�heren Gegnern und die �ff-
nung des B�ndnisses gegen�ber diesen Staaten die wichtig-
sten Instrumente zur Erreichung von Sicherheit und
Stabilit�t im heutigen Europa darstellen sollten. Die NATO
�bernahm daher �ber die Wahrung der territorialen
Unversehrtheit ihrer Mitgliedstaaten hinaus die umfassende-
re Aufgabe, die Sicherheit und Stabilit�t ganz Europas zu
f�rdern.

Es stellte sich auch heraus, da§ der Aufbau einer neuen
europ�ischen Sicherheitsarchitektur nicht ohne Ru§land
m�glich sein w�rde, d.h. nicht ohne ein Land von besonde-
rem Gewicht und von besonderer Bedeutung f�r die
Stabilit�t Europas. Durch die Grundakte haben die NATO
und Ru§land den institutionellen Rahmen f�r die Erarbei-
tung gemeinsamer Strategien und L�sungsans�tze zur
Bew�ltigung gemeinsamer Probleme geschaffen. Die
Beziehungen zwischen der
NATO und Ru§land erg�nzen
die sonstigen politischen
Ma§nahmen des B�ndnisses
zur F�rderung der Sicherheit,
wie z.B. die Erweiterung, die
ausgepr�gte Partnerschaft mit
der Ukraine, den erweiterten
Dialog mit den Staaten des
Mittelmeerraumes und die
engen politischen und milit�ri-
schen Beziehungen zwischen
der NATO und ihren Partner-
staaten, die sich auf die beiden
zentralen Pfeiler unserer Zu-
sammenarbeit im Sicherheits-
bereich st�tzen, n�mlich auf
den Euro-Atlantischen Part-
nerschaftsrat und die Part-
nerschaft f�r den Frieden.

Ein erfolgreiches Jahr

Die erste Ministertagung des St�ndigen Gemeinsamen
NATO-Ru§land-Rates, die im September 1997 in New York
stattfand, brachte unsere Zusammenarbeit auf den richtigen
Weg. Im Dezember vereinbarten die NATO und Ru§land ein
umfassendes Arbeitsprogramm f�r 1998, das ein breites
Spektrum von Konsultationsthemen und Kooperationsakti-
vit�ten enth�lt, wie z.B. friedenserhaltende Ma§nahmen, die
Umstellung der R�stungsindustrie auf die zivile Produktion,
verteidigungsbedingte Umweltprobleme und die Verbrei-
tung von Massenvernichtungswaffen. Noch im gleichen
Monat veranstalteten wir mit gro§en Erfolg eine Arbeits-
tagung �ber die Umschulung von aus dem Milit�r-dienst
entlassenen Offizieren, an der Vertreter der NATO und
Ru§lands teilnahmen.

Seit Juli 1997 kommen die Botschafter beider Seiten regel-
m�§ig im Rahmen des SGR zusammen. Im Februar dieses
Jahres f�hrten wir beispielsweise einen Meinungsaustausch
�ber die Bek�mpfung des Terrorismus, und im M�rz �ber-
pr�ften wir die politischen und verteidigungsrelevanten
Bem�hungen im Kampf gegen die Verbreitung atomarer,
biologischer und chemischer Waffen und ihrer Tr�gersyste-
me. Zudem ist eine politisch-milit�rische Expertengruppe
f�r friedenserhaltende Ma§nahmen gebildet worden, die
regelm�§ig zu Tagungen zusammentritt.

Ende April er�rterten die Botschafter zum ersten Mal Fragen
im Zusammenhang mit nuklearen Waffen, einschlie§lich der
damit verbundenen Doktrinen, Strategien und Sicherheits-
probleme. Dabei wurde klar. da§ sich die NATO und Ru§land
nicht scheuen, auch �ber heikle Angelegenheiten einen Mei-
nungsaustausch zu f�hren. So fanden im Mai Konsultationen
�ber die Strategie, die Verteidigungspolitik und die milit�ri-
schen Doktrinen der NATO und Ru§lands sowie �ber die
Verteidigungshaushalte und die Infrastrukturprogramme statt.
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Auf dem Gebiet der zivilen Notstandsplanung haben die
NATO und Ru§land ein Pilotprojekt zu dem Thema ãEinsatz
der Satellitentechnolgie zur Beurteilung und Bek�mpfung
von KatastrophenÒ eingeleitet. Dar�ber hinaus haben wir
etwa 1500 russischen Wissenschaftlern die Teilnahme an
dem neuen NATO-Programm ãWissenschaft f�r den
FriedenÒ erm�glicht.2) Zudem unterzeichneten die NATO
und Ru§land am 28. Mai 1998 auf der Ministertagung des
SGR in Luxemburg eine Vereinbarung �ber die wissen-
schaftliche Zusammenarbeit.

Auf den Tagungen des St�ndigen Gemeinsamen NATO-
Ru§land-Rates auf der Ebene der Au§enminister (Mai) und
auf der Ebene der Verteidigungsminister (Juni) wurden in
bezug auf das SGR-Arbeitsprogramm f�r 1998 die k�nfti-
gen Priorit�ten gepr�ft sowie die Lage in Bosnien und
Herzegowina er�rtert; dabei befa§te man sich auch mit der

2)
Für weitere
Informationen zu diesem
Programm s. Jean-Marie
Cadiou, „Wissenschaft
für den Frieden: Das
neue Programm der
NATO für die
Zusammenarbeit mit den
Partnerstaaten“, NATO
BRIEF 6/1997, 
S. 30-33.
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Zusammenarbeit zwischen der NATO und Ru§land im
Rahmen der SFOR-Mission und mit der Reaktion der inter-
nationalen Staatengemeinschaft auf die Krise im Kosovo.
Die Diskussionen der Minister �ber diese Krise wie auch die
beiden au§erordentlichen SGR-Tagungen auf Botschafter-
ebene, die im Mai und im Juni zu der gleichen Frage statt-
fanden, waren ein besonders beeindruckendes Beispiel f�r
die neue Stufe der Transparenz und der Zusammenarbeit,
die in den vorangegangenen 12 Monaten erreicht worden
war. Als Reaktion auf die Atomwaffenversuche Indiens und
Pakistans gaben die SGR-Au§enminister am 28. Mai 1998
auf ihrer Tagung in Luxemburg eine gemeinsame Erkl�rung
ab, in der die NATO und Ru§land ebenfalls ihre Entschlos-
senheit zum Ausdruck brachten, ihre Zusammenarbeit bei
der Bek�mpfung der Verbereitung atomarer, biologischer
und chemischer Waffen und ihrer Tr�gersysteme fortzuset-
zen.3)

Kontakte zwischen den Militärs 
Die Lage in Bosnien und Herzegowina ist ein Thema, das
sich zu einem st�ndigen Gegenstand der Konsultationen
zwischen der NATO und Ru§land entwickelt hat. Noch vor
wenigen Jahren h�tte wohl kaum jemand vorhergesagt, da§
Truppen der NATO und russische Truppen einmal zur
Durchf�hrung eines Friedensabkommens im ehemaligen
Jugoslawien Seite an Seite im Einsatz sein w�rden. Die
Teilnahme Ru§lands an den unter der Leitung der NATO
durchgef�hrten IFOR- und SFOR-Operationen, in deren
Rahmen es mit NATO-Staaten und anderen Partnerstaaten
zusammenarbeitet, ist ein sichtbarer Beweis f�r den prakti-
schen Charakter unserer Zusammenarbeit. Ferner hat
Ru§land nach der im Juni 1997 beschlossenen Verl�ngerung
des SFOR-Mandates weiterhin seinen Beitrag zu den von

der NATO gef�hrten Truppen in Bosnien geleistet. Dies
zeigt, da§ die NATO und Ru§land im neuen Europa gemein-
sam dazu beitragen k�nnen, das europ�ische
Sicherheitsumfeld zu gestalten. Sollten wir mit Ru§land im
Einklang mit der Grundakte einmal andere gemeinsame
Friedensmissionen einleiten, so m�ssen wir auf den in
Bosnien gesammelten Erfahrungen aufbauen.

Auch �ber die Bosnienfrage hinaus haben die milit�rischen
Kontakte zwischen der NATO und Ru§land in den letzten
Monaten deutlich zugenommen. Unter der �gide des SGR
finden regelm�§ig Tagungen der milit�rischen Vertreter
statt. Zu Beginn dieses Jahres wurde Generalleutnant Wiktor
Sawarsin zum ersten st�ndigen milit�rischen Vertreter
Ru§lands bei der NATO ernannt. Die beiden Seiten haben
n�mlich vereinbart, noch vor Ablauf dieses Jahres in
Moskau und Br�ssel milit�rische Vertretungen einzurichten.
Im Mai nahm Ru§land gemeinsam mit NATO-Mitgliedern
und Partnerstaaten an der PfP-�bung ãCooperative JaguarÒ
teil, die in D�nemark stattfand.

Wir sehen dem weiteren Ausbau dieser Kontakte erwar-
tungsvoll  entgegen. Insbesondere hoffen wir, da§ Ru§land
die Kooperationsm�glichkeiten, die sich aus dem Programm
der Partnerschaft f�r den Frieden ergeben, in vollem
Umfang nutzen kann. Derzeit wird gepr�ft, ob ein PfP-
Sonderprogramm, das speziell auf die Bed�rfnisse und
Vorstellungen Ru§lands zugeschnitten ist, eingeleitet wer-
den soll. Es w�rde die Zusammenarbeit Ru§lands mit den
NATO-Mitgliedstaaten und anderen PfP-Mitgliedern vertie-
fen und zu gr�§erer Stabilit�t und gegenseitiger Offenheit
sowie zu mehr Vertrauen f�hren.

Informationsaktivitäten und 
Öffentlichkeitsarbeit
Informationsaktivit�ten und �ffentlichkeitsarbeit sind wei-
tere wichtige Aspekte der neuen Beziehungen zwischen der
NATO und Ru§land. Unz�hlige russische Journalisten, Stu-
denten und Regierungsvertreter haben der Br�sseler NATO-
Zentrale in den letzten Jahren einen Besuch abgestattet.
Dieser Besucherstrom wird in Zukunft wahrscheinlich noch
anschwellen. Dar�ber hinaus hat die Nordatlantische
Versammlung Ð der parlamentarische Arm des B�ndnisses Ð
bei der F�rderung der Kontakte zwischen der russischen
Duma und den Parlamenten der NATO-Mitgliedstaaten eine
entscheidende Rolle gespielt.

Im Februar 1997 hatte ich die Ehre, in Moskau der
Er�ffnung des NATO-Dokumentationszentrums f�r europ�i-
sche Sicherheitsfragen beizuwohnen. Dieses Zentrum, das
sich auf dem Gel�nde des angesehenen INION-Institutes
befindet, stellt nun einem breiten Spektrum russischer
Organisationen und Privatpersonen Informationen �ber die
NATO und �ber allgemeine Fragen der europ�ischen
Sicherheit zur Verf�gung. Ich hoffe, es wird dazu beitragen,
ein richtiges Bild von der Politik der NATO zu vermitteln.

3)
S. Seite D6 des
Dokumentationsteils der
vorliegenden Ausgabe
des NATO BRIEFs.

Ein russischer und
ein amerikanischer
SFOR-Offizier beim
Vergleich ihrer
Aufzeichnungen
nach einem
gemeinsamen 
Patrouilleneinsatz
in Bosnien und
Herzegowina. 
(Foto: SFOR)



Rußland und die Erweiterung der NATO 
Eine wirksame �ffentlichkeitsarbeit wird auch in Zukunft
besonders wichtig sein, wenn es darum geht, die anhaltenden
Bef�rchtungen Ru§lands im Hinblick auf die Erweiterung der
NATO auszur�umen. Unsere Botschaft gegen�ber unseren
Freunden in Ru§land lautet daher nach wie vor: Die
Erweiterung der NATO bedeutet keine Gefahr f�r die natio-
nalen Sicherheitsinteressen Ru§lands. Vielmehr st�rken wir
durch die Einbindung der mittel- und osteurop�ischen Staaten
in ein kooperatives Sicherheitssystem die Sicherheit und
Stabilit�t ganz Europas, einschlie§lich Ru§lands.

Die NATO verlegt auch keine milit�rische Maschinerie in
Richtung Osten. In der Grundakte hat sie ihre einseitige
Erkl�rung vom 14. M�rz 1997 wiederholt, der zufolge das
B�ndnis im derzeitigen und bereits absehbaren Sicherheits-
umfeld seine Aufgabe der kollektiven Verteidigung und
andere Aufgaben nicht durch die st�ndige Stationierung
umfangreicher zus�tzlicher Streitkr�fte, sondern vielmehr
dadurch wahrnehmen wird, da§ es die n�tige Interoperabi-
lit�t, Integration und Verst�rkungsf�higkeit sicherstellt.
Meiner Meinung nach spricht diese Erkl�rung f�r sich.
Zudem haben die NATO-Mitgliedstaaten ebenfalls bekr�f-
tigt, da§ sie die Stationierung von Kernwaffen im
Hoheitsgebiet neuer Mitglieder weder beabsichtigen noch
planen und auch keinen Grund daf�r erkennen k�nnen und
da§ sie es ferner nicht f�r n�tig halten, bestimmte Aspekte
des nuklearen Dispositives oder der Nuklearpolitik der
NATO jetzt oder auch in absehbarer Zukunft zu �ndern.

Die Diskussion �ber die Erweiterung der NATO hat gezeigt,
da§ wir nicht immer in allen Fragen �bereinstimmen wer-
den. Gelegentlich auftretende Meinungsverschiedenheiten
sollten uns jedoch nicht den Blick f�r das Wesentliche ver-
stellen: das echte Engagement beider Seiten f�r das Ziel,
durch Zusammenarbeit Vertrauen zu schaffen.

Die bisherige Bilanz der Beziehungen zwischen der NATO
und Ru§land hat diejenigen Kritiker widerlegt, die behaup-
tet haben, eine Verbesserung der Beziehungen zu Ru§land
k�nne nur auf Kosten der Sicherheit mittel- und osteurop�i-
scher Staaten erreicht werden.

Russische
Infanteristen am
18. Mai 1998,

als sie zur
Teilnahme an der

zweiwöchigen
PfP-Übung

‘’Cooperative
Jaguar 98“ im
Süden Jütlands 

eintreffen. 
(Foto: AP)
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Ausblick auf die Zukunft 
Der wichtigste Einzelfaktor, der die Sicherheit Europas in
den n�chsten Jahren beeinflussen wird, besteht m�glicher-
weise in der Rolle, f�r die sich Ru§land im neuen Europa
entscheiden wird. Die besten Zukunftsaussichten erkennen
wir f�r ein Ru§land, das wohlhabend und offen ist; f�r einen
Partnerstaat, der unser Interesse an Handel und Stabilit�t
teilt; f�r einen Staat, der bei der L�sung potentieller regio-
naler Konflikte als Partner mit uns zusammenarbeitet; f�r
einen Nachbarn, der seine Politik selbstbewu§t, aber auch
transparent und friedlich verfolgt; f�r einen zuverl�ssigen
Verhandlungspartner in R�stungskontrollfragen und f�r ein
Land, das mit anderen Staaten des euro-atlantischen Raumes
zur Bew�ltigung der Gefahren und Probleme der Zukunft
zusammenarbeitet.

Diese Aufgabe mu§ von Ru§land selbst in Angriff genom-
men werden. Wir haben jedoch nicht nur die M�glichkeit,
sondern auch die Pflicht zu helfen. Es ist eine Aufgabe, die
alle Institutionen einschlie§lich der NATO und der Euro-
p�ischen Union angeht, und sie kann dadurch bew�ltigt wer-
den, da§ wir Ru§land eine seiner Gr�§e und seinem politi-
schen Gewicht angemessene legitime Rolle einr�umen.

Wir gehen zuversichtlich davon aus, da§ uns die zwischen
der NATO und Ru§land vereinbarte Grundakte bei der
Erreichung der genannten Ziele helfen wird. Durch sie
konnten wir die Beziehungen zwischen der NATO und
Ru§land zwar bereits auf eine qualitativ neue Stufe stellen,
aber vor uns liegt nun die Aufgabe, die von uns geschaffe-
nen Kooperationsmechanismen immer weiter zu verbessern.
In dieser Hinsicht ist der Ständige Gemeinsame Rat Ð wie
schon der Name sagt Ð mehr als ein Konsultationsforum.
Gerade durch seinen Charakter als st�ndige Einrichtung
wird er zur Gew�hrleistung der Kontinuit�t unserer Bezie-
hungen beitragen. Ich bin davon �berzeugt, da§ wir in die
richtige Richtung gehen. Im Laufe der Zeit werden unsere
Beziehungen gehaltvoller und intensiver werden und so
einen festen Anker f�r die gemeinsame Sicherheit und
Stabilit�t ganz Europas bilden. ◆

Moskauer Arbeitstagung anläßlich des ersten Jahrestages der Unterzeichnung 
der Grundakte NATO-Rußland

Anläßlich des ersten Jahrestages der Unterzeichnung der Grundakte NATO-Rußland wurde am 19. und 20. Juni 1998 in Moskau am Wissenschaftlichen Informationsinstitut
für Sozialwissenschaften (INION) auf hoher Ebene eine Arbeitstagung veranstaltet. Die Arbeitstagung, die gemeinsam von dem auf dem INION-Gelände untergebrachten NATO-
Dokumentationszentrum für europäische Sicherheitsfragen und dem Informations- und Pressedirektorat der NATO organisiert wurde, war Teil des für 1998 vereinbarten
Arbeitsprogramms des Ständigen Gemeinsamen NATO-Rußland-Rates.

Auf der Arbeitstagung kamen zum ersten Mal zivile und militärische Entscheidungsträger der NATO und Rußlands mit einer Gruppe von Wissenschaftlern aus 14
NATO-Mitgliedstaaten sowie von Moskauer und regionalen russischen Universitäten zusammen. Ungefähr 90 Tagungsteilnehmer zagen eine Bilanz des ersten Jahres der im Einklang
mit der Grundakte praktizierten Zusammenarbeit zwischen der NATO und Rußland und erörterten Vorschläge in bezug auf die Fortführung der Zusammenarbeit in einem breiten
Spektrum von Kooperationsbereichen, darunter friedenserhaltende Maßnahmen, Wissenschaft, zivile Notfallplanung, Rüstungszusammenarbeit und die Umschulung von aus dem
Militärdienst entlassenen Soldaten.

Zu den russischen Hauptrednern zählten Nikolaj Afanassjewski, der stellvertretende Außenminister, und Generalleutnant Waleri Manilow, der erste stellvertretende
Generalstabschef des Verteidigungsministeriums. Auf der Seite der NATO waren die Hauptredner Chris Donnelly, der Sonderberater des Generalsekretärs für Mittel- und Osteuropa,
und Generalleutnant Nicholas Kehoe, der stellvertretende Vorsitzende des Militärausschusses.

Die Organisatoren der Arbeitstagung planen die Veröffentlichung einer Zusammenfassung der Konferenzergebnisse.
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eit jenem historischen Tag im letzten Jahr, als Ungarn
gemeinsam mit Polen und der Tschechischen

Republik w�hrend des Madrider Gipfeltreffens eingeladen
wurde, der Nordatlantikvertrags-Organisation beizutreten,
haben wir die Vorbereitungen f�r die Mitgliedschaft uner-
m�dlich vorangetrieben. Wir wollen sicherstellen, da§
Ungarn, wenn der gro§e Augenblick gekommen ist, sowohl
politisch als auch milit�risch seinen vollen Beitrag zum
B�ndnis leisten kann.

In Ungarn sind seit dem Systemwandel von 1989 bereits
drei demokratische Wahlen abgehalten worden, aber die
Demokratie wird mit jedem Regierungswechsel nur noch
st�rker. Zudem Ð das sollte ich betonen Ð wird die neue
Regierung die Politik ihres Vorg�ngers mit ihren
au§enpolitischen Zielen, einschlie§lich der euro-atlanti-
schen Integrationsbem�hungen und des vorrangig betriebe-
nen Aufbaus gutnachbarschaftlicher Beziehungen zu unse-
ren direkten Nachbarn, ohne jeden Bruch fortsetzen.

Die Mitgliedschaft Ungarns in der NATO ist nicht nur ein Ziel
der Regierung und der im Parlament vertretenen Parteien, son-

dern auch ein Ziel der Gesellschaft
insgesamt. Ein eindeutiger Beweis
daf�r war die klare Mehrheit von
85 Prozent, mit der sich die Un-
garn im Herbst letzten Jahres
w�hrend der Abstimmung zu die-
ser Frage f�r den Beitritt Ungarns
zum B�ndnis aussprachen. Dies
zeigt, wie nachdr�cklich die unga-
rische Bev�lkerung den euro-at-
lantischen Integrationsproze§ un-
terst�tzt.

Seit im Dezember 1997 von den
Au§enministern der 16 NATO-
Staaten die Beitrittsprotokolle f�r
Ungarn, Polen und die Tschechi-
sche Republik unterzeichnet wur-
den, haben die drei zum Beitritt
eingeladenen Staaten bei der
NATO einen informellen Sonder-
status, der dem Beobachterstatus
vergleichbar ist. Dadurch werden
wir, w�hrend wir uns sorgf�ltig
auf die praktischen Aspekte den
Beitritts vorbereiten, Schritt f�r

Schritt an der Arbeit einer immer gr�§eren Zahl von
B�ndnisstrukturen beteiligt, einschlie§lich des Nordat-
lantikrates mit seinen nachgeordneten Organen und der
obersten Kommandobereiche der NATO. Auf diese Weise
soll nat�rlich erreicht werden, da§ die drei eingeladenen
Staaten zum Zeitpunkt des Beitritts in der Lage sind, ihren
vollen Beitrag zu leisten und auch die mit der Mitgliedschaft
einhergehenden Rechte in vollem Umfang wahrzunehmen.

Was andere beitrittswillige Staaten betrifft, darunter einige
unserer Nachbarn, die nicht schon bei der ersten
Erweiterungsrunde zum Beitritt aufgefordert wurden, so hat
Ungarn ganz deutlich zu verstehen gegeben, da§ es daf�r
eintritt, die Option weiterer Erweiterungsrunden f�r diejeni-
gen Staaten offenzuhalten, die unter Umst�nden in Zukunft
willens und in der Lage sind, dem B�ndnis beizutreten.
Auch Bill Clinton erkl�rte w�hrend des Madrider
Gipfeltreffens der NATO im vergangenen Jahr gegen�ber
den f�hrenden Repr�sentanten Polens, der Tschechischen
Republik und Ungarns: ãOb k�nftige Erweiterungsrunden
m�glich sind, wird in hohem Ma§e davon abh�ngig sein,
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Während sich der Ratifikationsprozeß in den 16 NATO-Mitgliedstaaten und in den drei zum Beitritt eingeladenen Staaten seinem Ende nähert,
beschleunigt Ungarn gemeinsam mit Polen und der Tschechischen Republik seine letzten Vorbereitungen vor dem Beitritt zum Bündnis. Botschafter
András Simonyi schildert seine Eindrücke aus nächster Nähe, nämlich aus der Perspektive des „Sonderstatus“, den Ungarn und die beiden ande-

ren zum Beitritt eingeladenen Staaten genießen, während sie sich auf die Bündnismitgliedschaft vorbereiten – ein Prozeß, den er mit dem
Aufspringen auf einen fahrenden Zug vergleicht.

S

Wie man auf den fahrenden NATO-Zug aufspringt
András Simonyi,

Leiter der ungarischen NATO-Vertretung

Der ungarische
NATO-Botschafter
Andras Simonyi
(links) im Oktober
1997, nachdem er
zur Errichtung der 
diplomatischen 
Vertretung Ungarns
bei der NATO
Generalsekretär 
Javier Solana sein
Beglaubigungsschre
iben überreicht hat.



wie die erste Erweiterungsrunde verl�uft. Gelingt es uns,
dieses B�ndnis nicht nur zu vergr�§ern, sondern unter
Wahrung seines Zusammenhaltes auch zu verst�rken, so
werden wir eine solide Grundlage f�r weitere Erweite-
rungsrunden geschaffen haben.Ò

Wir sind uns voll und ganz unserer Verantwortung bewu§t,
aus dem Beitrittsproze§ einen uneingeschr�nkten Erfolg zu
machen. Auf dem Weg zu diesem Ziel werden sowohl die
zum Beitritt eingeladenen Staaten als auch die NATO die
verschiedensten Erfahrungen mit den praktischen Aspekten
der Integration sammeln sowie eine klarere Vorstellung von
den erforderlichen Reformen entwickeln k�nnen. Zudem
werden wir Ð und das ist besonders wichtig Ð andere
Staaten, die dem B�ndnis erst nach uns beitreten, von diesen
wertvollen Erfahrungen gern profitieren lassen. Wir k�nnen
zwar nicht garantieren, da§ der Reform- und Beitrittsproze§
weniger schmerzhaft sein wird, aber f�r k�nftige
Beitrittskandidaten kann es sicherlich nur von Vorteil sein,
wenn sie aus unseren Erfahrungen lernen k�nnen und das
Rad nicht noch einmal neu erfinden m�ssen.

Rückblick auf die Anfänge 
Ich kann mich noch gut an die Entt�uschung erinnern, die
1992 in Ungarn herrschte, als die Ank�ndigung einer baldi-
gen Aufnahme der neuen Demokratien in die NATO aus-
blieb. Dies war f�r uns eine schmerzliche Erfahrung, weil
wir schon so lange aus dieser ãFamilieÒ ausgeschlossen
gewesen waren. Im nachhinein verstehe ich die damalige
Entscheidung besser: Anfang der 90er Jahre nahm die tradi-
tionelle Bedrohung rasch ab, und aus der Sicht des
B�ndnisses bestand kein unmittelbarer, dringender Grund
f�r eine Erweiterung. Die NATO und Europa insgesamt
waren noch nicht darauf vorbereitet, und Ungarn war
zugegebenerma§en auch noch nicht soweit. Wir mu§ten
noch eine solide Grundlage f�r unsere neuen demokrati-
schen Einrichtungen und wirtschaftlichen und finanziellen
Strukturen sowie f�r die Reform unserer Streitkr�fte schaf-
fen. Die Mitgliedschaft in der NATO st�rkt diese
Institutionen nat�rlich, aber man darf nie vergessen, da§
jeder einzelne Mitgliedstaat mit daf�r verantwortlich ist,
auch die St�rke des B�ndnisses insgesamt aufrechtzuerhal-
ten. Das B�ndnis darf im Zuge der Erweiterung nicht
geschw�cht oder in seinem Zusammenhalt gef�hrdet wer-
den.

Der Proze§ der Aufnahme Ungarns in die NATO begann im
Dezember 1991, als wir dem Nordatlantischen Koope-
rationsrat (NAKR) beitraten. Darauf folgte etwas mehr als
zwei Jahre sp�ter die Partnerschaft f�r den Frieden, und ein
weiterer Fortschritt war die Gr�ndung des Euro-
Atlantischen Partnerschaftsrates (EAPR), der im Mai 1997
an die Stelle des NAKR trat. Diese Institutionen der
Zusammenarbeit haben zum Aufbau einer umfassenderen
atlantischen Staatenfamilie beigetragen und waren zugleich
n�tzliche Instrumente zur Vorbereitung der Beitrittskandi-
daten auf die Mitgliedschaft im B�ndnis. Ein NATO-
Diplomat sagte einmal: ãAm Ende werden Sie auf ganz

nat�rliche Weise in die NATO hineinwachsenÒ, und genau
das geschieht jetzt.

Trotz seiner Defizite war der NAKR ein wichtiges
Instrument, mit dessen Hilfe wir uns mit der Arbeitsweise
der NATO vertraut machen konnten; wir gewannen dabei
u.a. Einsicht in die Einzelheiten der transatlantischen
Beziehungen, in den politischen Beschlu§fassungsproze§
und in das Verh�ltnis zwischen den politischen und den
milit�rischen Strukturen des B�ndnisses. Fr�hzeitige,
pers�nliche Kontakte zu Mitgliedern des Nordatlantikrates,
des internationalen Stabes und der milit�rischen �mter der
NATO haben uns die Arbeit dieser Gremien besser verste-
hen lassen. All dies hat entscheidend dazu beigetragen, da§
unsere Beziehungen auf der Arbeitsebene nun durch gegen-
seitiges Vertrauen gekennzeichnet sind.

Die Teilnahme am NAKR und an seinem Nachfolger, dem
Euro-Atlantischen Partnerschaftsrat, hat uns ebenfalls einen
Einblick in Abl�ufe erm�glicht, die ich inzwischen
regelm�§ig erlebe: Wir haben gesehen, wie die NATO-
Mitgliedstaaten gemeinsam auf einen Konsens hinarbeiten.
Die gleichzeitige Wahrung des Zusammenhalts und der
Effektivit�t erfordert eine sorgf�ltige Feinabstimmung zwi-
schen nationalen Interessen und gemeinsamen Interessen
des B�ndnisses.

Was die Partnerschaft f�r den Frieden betrifft, so bef�rchte-
ten wir zwar zun�chst, sie k�nne den Erweiterungsproze§
zum Entgleisen bringen, aber Ungarn war trotzdem unter
den ersten Staaten, die sich dem Programm der
Partnerschaft anschlossen. Ein breites Spektrum politischer
und milit�rischer Institutionen Ungarns hat inzwischen
Verbindungen zur PfP, die sich als dauerhaftes Element der
europ�ischen Sicherheitsarchitektur bew�hren und durchset-
zen konnte. Die PfP hat unseren Generalen, Offizieren und
Unteroffizieren sowie zivilen Verteidigungsexperten die
M�glichkeit geboten, sich durch praktische milit�rische
Zusammenarbeit und gemeinsame �bungen mit dem
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B�ndnis und seinen Arbeitsmethoden vertraut zu machen.
Sie hat uns auch geholfen, besser zu verstehen, wie wir die
ungarischen Streitkr�fte in vollem Umfang auf eine demo-
kratische zivile Kontrolle vorbereiten k�nnen.

Ich war schon immer der Uberzeugung, da§ der Erfolg der
unter der Leitung der NATO durchgef�hrten Operationen in
Bosnien und Herzegowina weitgehend der Partnerschaft f�r
den Frieden zu verdanken ist. Ohne die im Rahmen der PfP
gesammelten Erfahrungen w�re es weitaus schwieriger
gewesen, einen derart umfassenden Zusammenschlu§ von
Staaten zu erreichen. Das dazu erforderliche Vertrauen in die
F�hig-keiten der jeweils anderen Staaten konnte schon vor
dem NATO-Beschlu§ zur Aufstellung der IFOR-/SFOR-
Truppen f�r Bosnien im Laufe zahlreicher Monate intensi-
ver praktischer Zusammenarbeit aufgebaut werden.

Militärische Zusammenarbeit und
Streitkräftereform 
Ich bin Feldwebel der Reserve und verf�ge nur in begrenz-
tem Ma§e �ber direkte milit�rische Erfahrungen. In den
letzten f�nf Jahren habe ich jedoch immer mehr Gefallen
daran gefunden, mit den f�hrenden Milit�rs des B�ndnisses
wie auch mit ungarischen Kommandeuren zusammenzuar-
beiten. Von 1993 bis 1998 hat Ungarn eine schmerzhafte
Reform seiner Streitkr�fte durchgef�hrt. Ende 1997 hatten
wir quantitativ gesehen die erste Phase unseres Reform-
prozesses abgeschlossen und den Umfang der ungarischen
Streitkr�fte von 160 000 auf nahezu 55 000 Mann verrin-
gert. Zudem haben wir die Kommandostruktur erneuert und
gestrafft, um ihre Effektivit�t und ihre Kompatibilit�t mit
den Strukturen der NATO-Staaten zu erh�hen.

Die zweite Phase, die Ende 1997 eingeleitet wurde, zielt auf
qualitative Ver�nderungen ab. Sie umfa§t eine vollst�ndige
�berpr�fung unserer Verteidigungsstrategie und die techni-
sche Modernisierung unserer Streitkr�fte. Dank der
Festlegung sogenannter ãStreitkr�fteziel-VorgabenÒ (Target
Force Goals) geschieht dies so, da§ die uneingeschr�nkte
Vereinbarkeit mit dem Verteidigungsplanungsproze§ der
NATO gew�hrleistet ist.

Der Frage der Interoperabilit�t r�umen wir einen hohen
Stellenwert ein, und in dieser Hinsicht hat uns die Teilnahme
an der IFOR- und der SFOR-Mission �u§erst wertvolle
Erfahrungen erm�glicht. Zu den grundlegendsten
Erfordernissen der Interoperabilit�t z�hlt jedoch die
Beherrschung einer der beiden Amtssprachen des
B�ndnisses Ð des Englischen oder des Franz�sischen Ð , und
dies zu erreichen, wird bei der Mehrheit unserer
Streitkr�fteangeh�rigen keine leichte Aufgabe sein. In ihrer
Gesamtheit bilden die genannten Ziele eine gewaltige
Herausforderung, mit deren Bew�ltigung wir auch noch
lange nach unserem Beitritt besch�ftigt sein werden.

Eine meiner pers�nlichen Erfahrungen, der besondere Be-
deutung zukommt, bezieht sich auf die Wehrbeschaffung.

Die Effektivit�t der Streitkr�fte ist von der geeigneten
Ausr�stung abh�ngig, gleichviel ob es sich um k�nftige
Operationen im Rahmen des Artikels 5 (kollektive
Verteidigung) oder um andere Operationen (Friedensmis-
sionen) handelt. Angesichts knapper Ressourcen kommt es
jedoch darauf an, da§ ausschlie§lich die jeweils richtige
Ausr�stung entsprechend der richtigen Rangfolge beschafft
wird. Hier waren f�r uns die Beratung und Unterst�tzung
seitens der NATO in bezug auf Wehrbeschaffungsverfahren
von unsch�tzbarem Wert. In diesem Zusammenhang m�ch-
te ich betonen, da§ wir w�hrend des gesamten ungarischen
Beitrittsprozesses niemals von der NATO in Fragen der
Wehrbeschaffung unter Druck gesetzt worden sind. Ganz im
Gegenteil, die NATO gibt die Parole aus, da§ der Kauf neuer
Ausr�stung nach Strukturreformen und Ausbildungs-
ma§nahmen erst an zweiter Stelle stehen sollte. Ungarn ist
also keinesfalls irgendwelchen Gesch�ftemachern ausgelie-
fert.

Der fahrende NATO-Zug 
Die Vorbereitung auf die NATO-Mitgliedschaft l�§t sich mit
dem Versuch vergleichen, auf einen fahrenden Zug aufzu-
springen. Wir haben zwar unsere eigenen Reformen einge-
leitet, aber zugleich gehen die Ver�nderungen im B�ndnis
immer weiter. So ist der Reform-, Modernisierungs- und
Anpassungsproze§ in Ungarn ein dynamischer Proze§, der
nie aufh�ren wird, auch nicht nach unserem Beitritt zur
NATO.

▼



Eines der wesentlichen Aufnahmekriterien, auf dessen
Erf�llung Ungarn in den letzten Jahren zielstrebig hingear-
beitet hat, besteht in gutnachbarschaftlichen Beziehungen zu
den jeweils angrenzenden Staaten. So hat Ungarn seine
historisch gewachsenen Verbindungen zu den meisten seiner
Nachbarn in Ordnung gebracht. Dies liegt im Interesse der
betreffenden Staaten und V�lker, im Interesse unserer
Region und auch im Interesse Europas insgesamt.

Gutnachharschaftliche Beziehungen sollten jedoch nicht
angestrebt werden, weil die NATO oder die Europ�ische
Union dies so wollen; sie m�ssen gest�rkt werden, weil sie
die Voraussetzungen daf�r schaffen, da§ sich staatliche
Gemeinwesen entwickeln und Frieden und Stabilit�t in
Europa gew�hrleistet werden k�nnen.

Ein weiteres zentrales Element des ungarischen An-passungs-
prozesses besteht in den energischen Bem�hungen um die
Einf�hrung einer uneingeschr�nkt demokratischen Kontrolle
der Streitkr�fte durch zivile Stellen. Von den ersten Kontakten
Ungarns zur NATO bis hin zu dem Proze§, der schlie§lich
zum Beitrittsangebot f�hrte, war die Einf�hrung einer demo-
kratischen Kontrolle der Streitkr�fte ein wichtiger Faktor
unserer Zusammenar-beit. Die NATO hat gelegentlich in
freundlichem Ton, manchmal aber auch mit sch�rferen
Worten deutlich gemacht, da§ dies eines der wichtigsten
Kriterien ist, die wir erf�llen m�ssen. Dem B�ndnis ist sehr
daran gelegen, da§ das Milit�r niemals die demokratischen
Institutionen seiner Mitgliedstaaten gef�hrden kann. Zugleich
l�§t sich durch die demokratische Kontrolle der Streitkr�fte

mit Hilfe einer parlamentarischen Aufsichtsinstanz am
besten sicherstellen, da§ das Geld des

Steuerzahlers nicht zweckentfrem-
det wird.

Die Einf�hrung einer uneingeschr�nkt demokratischen
Kontrolle durch zivile Stellen ist ein langwieriger Vorgang;
so etwas l�§t sich nicht �ber Nacht erreichen. Es geht auch
nicht einfach darum, bestimmte Strukturen zu errichten.
Durch unsere Zusammenarbeit mit dem B�ndnis haben wir
gelernt, da§ der zivile und der milit�rische Sektor Hand in
Hand arbeiten m�ssen und da§ die f�hrenden Politiker, wie
sie im Nordatlantikrat vertreten sind, das letzte Wort haben.
Die milit�rischen Stellen k�nnen beraten, aber sie m�ssen
letztlich die Entscheidung der Politiker akzeptieren.

Gelegentlich haben wir uns w�hrend der Vorbereitungen auf
die Mitgliedschaft wohlgemeinte, aber harsche Worte des
B�ndnisses anh�ren m�ssen, und unsere Gespr�che sind
auch nicht immer v�llig sachlich gef�hrt worden. Die
Ergebnisse sind jedoch eindeutig positiv. Wir haben inzwi-
schen auch gelernt, da§ wir uns immer um ungarische
L�sungsans�tze bem�hen m�ssen, die unseren Traditionen,
Vorstellungen und Interessen Rechnung tragen. Allgemein
gesagt bedeutet dies, da§ blindes Nachahmen nicht gefragt
ist. Ein L�sungsansatz mu§ nicht in jeder Hinsicht mit den
Vorstellungen des B�ndnisses �bereinstimmen, sondern es
kommt auf die zugrundeliegenden Prinzipien an. Es gibt
eben nicht nur eine einzige L�sung, sondern viele n�tzliche
Modelle, von denen wir lernen k�nnen.

Auf der Zielgeraden 
Die ersten sechs Monate unseres ãSonderstatusÕÕ waren
durch eine sehr steil ansteigende Lernkurve gekennzeichnet.
Wir haben in der NATO-Zentrale eine vollst�ndige, inte-
grierte Vertretung eingerichtet und bem�hen uns nach besten
Kr�ften, die sich in rascher Abfolge bietenden Chancen auch
tats�chlich zu nutzen. Zu den Lehren, die wir schon jetzt aus
unseren Erfahrungen ziehen k�nnen, z�hlt folgendes:
Qualit�t vor Quantit�t, Genauigkeit vor Geschwindigkeit.
Meine eigene Einarbeitung in den Alltag des B�ndnisses
und die meiner Kollegen ist eine fortw�hrende, gro§e
Herausforderung. Wir werden aber weder uns selbst �ber-
lassen noch wie kleine Kinder behandelt.

Wir haben gelernt, da§ man die richtige politische, milit�ri-
sche, kulturelle und menschliche Einstellung haben mu§.
Wir brauchen auch die richtigen Strukturen mit den richti-
gen Leuten. Sie m�ssen Fachleute sein und die richtige
Weltanschauung haben, sie m�ssen sich mit der richtigen
Grundeinstellung in einer der beiden NATO-Amtssprachen
verst�ndlich machen k�nnen, und schlie§lich m�ssen sie
dazu bereit sein, an die NATO und an sich selbst immer
neue, immer h�here Anforderungen zu stellen.

Der Reformproze§ ist langwierig und noch lange nicht abge-
schlossen. Mit einer ausgewogenen Mischung aus Stabilit�t
und Wandel, Beharrungsverm�gen und Flexibilit�t wird
mein Land jedoch zweifellos einen echten Beitrag zur neuen
NATO leisten. Auf dieser Grundlage wollen wir unsere
Vorbereitung auf die Vollmitgliedschaft in den n�chsten
Monaten fortsetzen.  ◆
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ie lange Liste der NATO-Akronyme ist durch die
Aufnahme des ãEADRCCÒ nur noch ein bi§chen l�n-

ger geworden. Diese wenig eing�ngige Abk�rzung ist
jedoch praktisch der einzige Aspekt des neuen Euro-
Atlantischen Koordinierungszentrums für Katastrophenhilfe
(Euro-Atlantic Disaster Response Coordination Centre), der
noch an die fr�here NATO erinnert. Es handelt sich n�mlich
um eine v�llig neue Konzeption, mit deren Hilfe die Koope-
rationsmechanismen der NATO und ihre langj�hrige
Erfahrung auf dem Gebiet der zivilen Notfallplanung prak-
tische Anwendung finden.

Das euro-atlantische Dispositiv f�r Katastrophenhilfe wird
die F�higkeit der internationalen Staatengemeinschaft ver-
bessern, schweren Katastrophen �berall im gro§en euro-
atlantischen Raum, d.h. von Vancouver in Kanada bis zur
russischen Insel Sachalin, mit geeigneten Ma§nahmen ent-
gegenzutreten. Diese Region, die sechs der sieben Staaten
mit dem h�chsten Industrialisierungsgrad der Welt umfa§t,
ist am meisten durch schwere Naturkatastrophen und ernste
technische St�rf�lle bedroht, verf�gt aber auch �ber die
besten M�glichkeiten zu Gegenma§nahmen.

Obwohl Staaten, die von Katastrophen heimgesucht werden,
die ihre eigenen M�glichkeiten �bersteigen, letztlich die
Nutznie§er dieser internationalen Zusammenarbeit sein
werden, ist das B�ro der Vereinten Nationen f�r die
Koordinierung humanit�rer Hilfsma§nahmen Ð die f�hrende
internationale Einrichtung auf diesem Gebiet Ð der Haupt-
empf�nger der Hilfsbeitr�ge, die dieser neue Mechanismus
erm�glicht. Das EADRCC hat die Aufgabe, die Katastro-
phendispositive der 44 Mitgliedstaaten des Euro-Atlan-
tischen Partnerschaftsrates (EAPR) so zu koordinieren, da§
diese Staaten den Vereinten Nationen eine rasche und wirk-
same Katastrophenhilfe anbieten k�nnen. Das neue Koordi-
nierungszentrum schafft somit die institutionelle Grundlage
f�r die dritte Verbindung zwischen der NATO und den
Vereinten Nationen, die zu den beiden bisherigen Verbin-
dungen f�r die politische Ebene und den Sicherheitsbereich
noch hinzukommt.

Das EADRCC baut auf der nahezu f�nzigj�hrigen
Erfahrung der NATO mit der internationalen Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der zivilen Notfallplanung auf und

st�tzt sich also auch auf ein Netz ziviler Experten, die
routinem�§ig zusammenarbeiten, auf standardisierte Pl�ne,
Verfahren, Dienste und Ger�te mit der n�tigen Interopera-
bilit�t, auf die Zusammenarbeit, die Kommunikationskan�le
usw. zwischen dem zivilen und dem milit�rischen Sektor
sowie auf die soliden kooperativen Beziehungen zwischen
der NATO und ihren mittel- und osteurop�ischen Partner-
staaten im Rahmen des PfP-Programms f�r die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der zivilen Notfallplanung.1)

Die Anf�nge dieser innovativen Einrichtung lassen sich
jedoch auf das Jahr 1992 zur�ckverfolgen, also auf eine Zeit
vor der Einleitung der PfP selbst, als der damalige NATO-
Generalsekret�r Manfred W�rner weitsichtig genug war, um
in der Br�sseler NATO-Zentrale eine Innovationskonferenz
zur Frage der internationalen Katastrophenhilfe auszurich-
ten. Diese Konferenz, die von den Vereinten Nationen und
dem Internationalen Roten Kreuz organisiert wurde und an
der mehr als 40 Staaten sowie 20 internationale Organisa-
tionen teilnahmen, legte den Grundstein f�r ein Projekt, in
dessen Rahmen milit�rische G�ter zur Bew�ltigung ziviler
Katastrophen zur Verf�gung gestellt werden. Dieses  Projekt
(Military Civil Defence Assets Ð MCDA) bietet einen
Mechanismus f�r die systematische Erfassung ziviler und
milit�rischer G�ter, die im Fall einer Katastrophe zur
Verf�gung stehen, und legt zugleich Regelungen fest, wel-
che die praktische Durchf�hrbarkeit dieser neuen Form der
internationalen Zusammenarbeit sicherstellen sollen.

Der damalige NATO-Generalsekret�r Manfred W�rner, der
den zivilen Aktivit�ten des B�ndnisses auch schon w�hrend
des Kalten Krieges besondere Bedeutung beima§, hatte
erkannt, da§ diese besondere Dimension der NATO-Arbeit
f�r den Dialog und die Zusammenarbeit sowie f�r vertrau-
ensbildende Ma§nahmen ehemaliger Gegner das g�nstigste
Umfeld bieten w�rde. Zudem ergab sich hier eine
Gelegenheit, der nach dem Ende des Kalten Krieges weit-
verbreiteten Erwartung gerecht zu werden, da§
Verteidigungsressourcen nun f�r zivile Zwecke frei w�rden.
Es ist also kein Zufall, da§ das Geb�ude, in dem sich das
EADRCC befindet Ð ein Nebengeb�ude der jetzigen
Br�sseler NATO-Zentrale Ð, nach Manfred W�rner benannt
worden ist.
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Laut Dr. Francesco Palmeri bedeutet die Einrichtung des neuen Euro-Atlantischen Koordinierungszentrums für Katastrophenhilfe, das
im Juni 1998 in Brüssel seine Arbeit aufnahm, eine wahrhaft „kopernikanische Wende“. Dieses neue Zentrum, das auf Erfahrungen
aus der fast fünfzigjährigen Arbeit der NATO im Bereich der zivilen Notfallplanung sowie auf einem bewährten Kooperationsprogramm mit
nicht der NATO angehörenden Partnerstaaten aufbauen kann, ist ein gutes Beispiel für die weitreichenden Veränderungen, die sich im Bündnis

vollziehen. Als Innovation, welche die Fähigkeit der internationalen Staatengemeinschaft, bei schweren Katastrophen geeignete Hilfsmaßnahmen
zu treffen, deutlich verbessert, ist diese Einrichtung auch Ausdruck dafür, daß sich der Schwerpunkt der NATO-Arbeit auf nichtmilitärische Aspekte

der Sicherheit verlagert.

D

Ein euro-atlantisches Dispositiv für Katastrophenhilfe
Francesco Palmeri,

Leiter des NATO-Direktorates für zivile Notfallplanung und Vorsitzender des Oberausschusses 
für zivile Notfallplanung

1)
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S. 29-33.



Der Beigeordnete
NATO-Generalsekretär
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Notfallplanung,
Herpert von Foreest
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(Mitte) und
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1953 konzipierte das B�ndnis bereits seinen ersten Mecha-
nismus f�r die gegenseitige Unterst�tzung der NATO-Mit-
glieder im Fall einer besonders schweren Katastrophe.
Nachdem 1994 die Zusammenarbeit mit den Partnerstaaten
im Bereich der zivilen Notfallplanung eingeleitet worden
war, fa§te das B�ndnis dann schon im Mai 1995 den
Beschlu§, auf die Partnerstaaten die gleichen
Bestimmungen �ber gegenseitige Hilfsma§nahmen anzu-
wenden wie auf die B�ndnismitglieder selbst. Diese
Bestimmungen sind seit diesem Beschlu§ bereits in mehre-
ren F�llen angewendet worden, z.B. noch im gleichen Jahr
in der Ukraine und auch w�hrend der schweren �ber-
schwemmungen, von denen Mitteleuropa im Sommer 1997
heimgesucht wurde.

Auf der Grundlage praktischer Erfahrungen und im
Einklang mit den Beschl�ssen, die von den Staats- und
Regierungschefs der NATO-Staaten im Juli 1997 in Madrid
zum weiteren Ausbau der Zusammenarbeit mit den
Partnerstaaten gefa§t worden sind, schlug der Oberausschu§
f�r zivile Notfallplanung in der EAPR-Zusammensetzung
(d.h. unter Einbeziehung der Kooperationspartner) vor, die
bisherigen Strategien der Katastrophenhilfe zu verbessern
und aufzuwerten. Gest�tzt auf einen weitreichenden
Vorschlag, der im April 1997 in Moskau auf der allerersten
Tagung dieses Ausschusses in einem PfP-Staat von Ru§land
unterbreitet wurde, konzipierte man einen neuen
Mechanismus, der letztlich zur Einrichtung des EADRCC
f�hrte.

Steigerung der Effektivität
Das Ziel, die Effektivit�t der internationalen Katastrophen-
hilfe zu steigern, wird von den Vereinten Nationen, den
wichtigsten Beitragszahlern und den einschl�gigen nicht-
staatlichen Organisationen in vollem Umfang unterst�tzt.
Bei der Bew�ltigung dieser Aufgabe mu§ man sich zun�chst
einmal klarmachen, da§ die von den Vereinten Nationen ein-
zusetzenden Ressourcen immer bestimmten Staaten
geh�ren. Angesichts begrenzter Mittel besteht die einzige
M�glichkeit zur Steigerung der Effektivit�t internationaler
Hilfsma§nahmen folglich darin, 

a) den Proze§ der Bereitstellung von Hilfe zu beschleuni-
gen, 
b) jede �berschneidung von Arbeitsbereichen zu vermei-
den und 
c) jede Verschwendung von Mitteln zu verhindern.

Da sich die Vereinten Nationen zudem selbst regelm�§ig
eine Verbesserung der internationalen Katastrophenhilfe
zum Ziel setzen, sollten Initiativen mit der gleichen
Zielsetzung 

a) keinesfalls im Widerspruch zu den neuen Regelungen
(d.h. zum MODA-Projekt) stehen, die derzeit von den
Vereinten Nationen erarbeitet werden; 
b) f�r die Vereinten Nationen unbedingt zu einem
ãMehrwertÒ f�hren.
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Vor diesem Hintergrund fa§ten die Au§enminister der
EAPR-Staaten im Dezember 1997 den Beschlu§, ein euro-
atlantisches Dispositiv f�r Katastrophenhilfe zu schaffen.
Der Oberausschu§ f�r zivile Notfallplanung in der EAPR-
Zusammensetzung wurde beauftragt, einen detaillierten
Bericht mit politischen Leitlinien und Verfahren zu erarbei-
ten, mit dessen Hilfe dieser politische Beschlu§ in die Praxis
umgesetzt werden k�nne. Der Bericht mit dem Titel
ãErweiterte praktische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
internationalen KatastrophenhilfeÒ soll dem EADRCC als
Verfahrensordnung dienen. Die informelle Beteiligung des
B�ros der Vereinten Nationen f�r die Koordinierung huma-
nit�rer Hilfsma§nahmen an der Formulierung dieses
Berichtes hat dazu beigetragen, da§ alle Bef�rchtungen aus-
ger�umt werden konnten, denen zufolge diese Initiative auf
die eine oder andere Weise im Widerspruch zum Mandat
anderer internationaler Organisationen st�nde, die wie die-
ses B�ro der Vereinten Nationen speziell f�r das Gebiet der
internationalen Katastrophenhilfe gegr�ndet wurden, und so

lie§ sich unter den 44 EAPR-Staaten leichter ein Konsens
erzielen.

Das B�ro der Vereinten Nationen f�r die Koordinierung
humanit�rer Hilfsma§nahmen unterbreitete seinerseits
w�hrend eines im April 1997 in der Schweiz veranstalteten
PfP-Seminars folgende Empfehlungen, die sich auf eine ein-
gehende Analyse der in Europa und den neuen unabh�ngi-
gen Staaten der ehemaligen Sowjetunion festzustellenden
Tendenzen und Probleme im Bereich der Katastrophenhilfe
st�tzen.

ãDie internationale Gemeinschaft der Katastrophenhilfe lei-
stenden Staaten mu§ alles in ihren Kr�ften Stehende tun, um
Ð Investitionen zur Verbesserung der F�higkeit, Katastro-
phenhilfe zu leisten, zu koordinieren; 
Ð die Koordinierungs- und Mobilisierungsverfahren zu
verbessern; 
Ð die Kommunikation innerhalb der regionalen Netze zur
Koordinierung der Katastrophenhilfe zu verbessern; 
Ð gezielte Projekte zur systematischen Verbesserung der
Verfahren zur Gew�hrung von Hilfe zu erarbeiten; 
Ð gemeinsam zu gew�hrleisten, da§ die zur Bew�ltigung
dieser Aufgabe erforderlichen Ressourcen bereitgestellt
werden.Ò
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Genau darauf war das PfP-Programm zur Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der zivilen Notfallplanung von Anfang an
ausgerichtet, und mit dem neuen euro-atlantischen
Dispositiv f�r Katastrophenhilfe werden auch genau diese
Ziele verfolgt. Die h�here Effektivit�t der Hilfsma§nahmen
im euro-atlantischen Raum wird jedoch auch den Vereinten
Nationen zugute kommen, da dadurch mehr Ressourcen f�r
andere Regionen der Welt frei werden.

Die Struktur des euro-atlantischen
Dispositives für Katastrophenhilfe 
Das neue Dispositiv f�r Katastrophenhilfe besteht im
wesentlichen aus zwei Elementen: 
Ð aus einer euro-atlantischen Einheit f�r Katastro-
phenhilfe (Euro-Atlantic Disaster Relief Unit Ð EADRU),
einem nichtst�ndigen Zusammenschlu§ nationaler Ein-
richtungen f�r die Bereiche Rettungswesen, medizinische
Versorgung, Transport und sonstige Aufgabengebiete, deren
Mitarbeiter von den EAPR-Staaten freiwillig zur Verf�gung
gestellt werden. Diese Einheit kann auf Ersuchen des
jeweils betroffenen EAPR-Staates in das Katastro-
phengebiet entsandt werden. EAPR-Staaten, die einen
Beitrag zu dieser Einheit leisten, entscheiden jeweils �ber
den Einsatz ihrer Ressourcen und tragen die entstehenden
Kosten selbst; 

Ð aus einem Euro-Atlantischen Koordinierungszentrum
f�r Katastrophenhilfe (dem EADRCC) in der NATO-
Zentrale, das sich aus Bediensteten des internationalen
Stabes der NATO und aus einer begrenzten Anzahl von
Mitarbeitern aus NATO-Mitgliedstaaten und Partnerstaaten
zusammensetzt. Im Fall einer Katastrophe kann das
EADRCC den Kern einer Hilfsgruppe bilden, die in enger
Zusammenarbeit mit der zust�ndigen �rtlichen Dienststelle
des betroffenen Landes und dem dort vertretenen
Koordinator der Vereinten Nationen ermittelt, welche Art
der internationalen Katastrophenhilfe erforderlich ist.

Das EADRCC koordiniert die internationalen Hilfsangebote
der EAPR-Staaten mit den Bem�hungen der Vereinten
Nationen. Als Vorbereitung f�r einen Katastrophen-
hilfeeinsatz erarbeitet das Zentrum geeignete Pl�ne und
Verfahren f�r die EADRU und tr�gt dabei nationalen
Risikoeinsch�tzungen, den bestehenden zwei- oder mehrsei-
tigen �bereink�nften wie auch den verschiedenen
Dispositiven der Katastrophenhilfe Rechnung. Dar�ber hin-
aus f�hrt das Zentrum eine Liste der verf�gbaren nationalen
zivilen und milit�rischen Ressourcen und f�rdert durch
gemeinsame Ausbildungs- und �bungsprogramme die
Interoperabilit�t.

Das Rahmenkonzept f�r diese Einrichtung ist so entwickelt
worden, da§ es die Entscheidungsbefugnis bei den einzelnen
Staaten bel�§t, w�hrend es den beteiligten NATO-
Mitgliedern und Partnerstaaten gleichzeitig eine EAPR-
Rahmenstruktur bietet.

Eine kopernikanische Wende
In der institutionalisierten Zusammenarbeit mit den
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der internationalen
Katastrophenhilfe, wie sie durch das EADRCC gew�hrlei-
stet wird, kommt am besten die revolution�rste Vision der
B�ndnisstrategie f�r die Zeit nach dem Ende des Kalten
Krieges zum Ausdruck, n�mlich der breit-
angelegte sicherheitspo-

Der Generalsekretär
der Vereinten
Nationen, Kofi
Annan, und
NATO-Generalsekretär
Javier Solana am 
15. Juni 1998 in
Rom während ihrer
Gespräche über die
Lage im ehemaligen
Jugoslawien. 
(Foto: Belga)



litische Ansatz, der im Mittelpunkt des Strategischen
Konzeptes des B�ndnisses von 1991 steht. Durch diesen
Ansatz, der nach der derzeitigen �berpr�fung und
Aktualisierung des 1991 verabschiedeten Strategischen
Konzeptes wahrscheinlich best�tigt und m�glicherweise
noch verst�rkt wird, verlagert sich der Schwerpunkt der
NATO-Aktivit�ten von milit�rischen Mitteln auf politische
Mittel, w�hrend zugleich als Reaktion auf die neuen Risiken
des ver�nderten Sicherheitsumfelds eine Zusammenarbeit
mit Nichtmitgliedstaaten der NATO angestrebt wird.
Insbesondere gilt, ãda§ die M�glichkeiten zur Erf�llung der
Zielsetzungen des B�ndnisses mit politischen Mitteln auf-
grund der radikalen �nderungen der sicherheitspolitischen
Lage heute gr�§er sind als je zuvor. Jetzt k�nnen alle
Konsequenzen aus der Tatsache gezogen werden, da§
Sicherheit und Stabilit�t sowohl politische, wirtschaftliche,
soziale und umweltpolitische Elemente als auch die unver-
zichtbare Verteidigungsdimension einschlie§en.2)Ò Diese
kopernikanische Wende im Strategischen Konzept der
NATO, in dem die Verteidigungsdimension der Sicherheit
erst nach der politischen, wirtschaftlichen, sozialen und
umweltpolitischen Dimension genannt wird, l�§t unweiger-
lich den einen Bereich der NATO-Aktivit�ten in den
Vordergrund treten, der alle diese Dimensionen einschlie§t,
n�mlich die zivile Notfallplanung. Der au§erordentliche
Erfolg des Kooperationsprogramms f�r das Gebiet der zivi-
len Notfallplanung sollte wirklich als schlagender Beweis
f�r den weitsichtigen Charakter dieses breitangelegten
sicherheitspolitischen Ansatzes betrachtet werden.

Worum geht es?
Es war also keine �berraschung, da§ die Au§enminister der
EAPR-Staaten mit R�ckendeckung durch die Vereinten
Nationen am 29. Mai 1998 auf ihrer Tagung in Luxemburg
die Einrichtung des EADRCC mit gr�§tem Nachdruck
bef�rworteten. F�nf Tage sp�ter weihte NATO-
Generalsekret�r Javier Solana im Beisein der Botschafter
der EAPR-Staaten in der NATO-Zentrale das Euro-
Atlantische Koordinierungszentrum f�r Katastrophenhilfe
ein. Noch am Tag der Einweihung f�hrte die Welle der
Fl�chtlinge, die vor der Krise im Kosovo flohen, zur sofor-
tigen Aufnahme der Arbeit in der v�llig neuen Struktur.
Ende Juni 1998 hatte das EADRCC bereits 16 Fl�ge organi-
siert, mit denen 165 Tonnen dringend ben�tigter Hilfsg�ter
zur Unterst�tzung des Amtes des Hohen Fl�cht-
lingskommissars der Vereinten Nationen, der federf�hren-
den Organisation f�r die Fl�chtlingshilfe, in das benachbar-
te Albanien transportiert werden konnten.

Es versteht sich von selbst, da§ dies nicht nur auf den wohl-
gemeinten Wunsch zur�ckzuf�hren ist, die internationale
Katastrophenhilfe zu verbessern. Hier geht es vor allem um
das Ziel, Stabilit�t, Sicherheit und Frieden im euro-atlanti-
schen Raum zu f�rdern, also um das �bergeordnete Ziel der
Partnerschaft f�r den Frieden.

Vielleicht l�§t sich der Auftrag des EADRCC am besten mit
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2)
Siehe Nummer 25 des
Strategischen Konzeptes
von 1991, NATO BRIEF
6/1991, S. 27 oder
World Wide Web
(http://www. nato.int/).
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die Sicherheit der NATO-Mitglieder und ihrer Partnerstaaten dar-
stellten. Die Organisationsstrukturen, Verfahren, Kon-sultations-
mechanismen und Kommunikationssysteme, die zur Bew�ltigung
dieser simulierten Krisen eingesetzt wurden, waren jedoch ebenso
real wie die Vorteile f�r die NATO-Mitglieder und die an der
�bung beteiligten Partnerstaaten.

Wie andere j�hrlich stattfindende �bungen war auch CMX 98 dar-
auf ausgerichtet, die Krisenbew�ltigungsverfahren, -ma§nahmen
und -regelungen der NATO, einschlie§lich der Zusammenarbeit
zwischen dem zivilen und dem milit�rischen Bereich, zu erproben
und so die F�higkeit des B�ndnisses zur Bew�ltigung von Krisen
aufrechtzuerhalten und sogar noch zu verbessern. Ein weiteres ent-
scheidendes Ziel bestand darin, die Zusammenarbeit mit daran
interessierten PfP-Partnerstaaten auszubauen, indem man sie in die
Verfahren f�r die Organisation einer auf einem Mandat des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen beruhenden Friedensope-
ration unter der Leitung der NATO einbezog. Vor einer Pr�fung der

onnerstag, der 12. Februar 1998, war f�r die NATO ein Tag
mit mehr Komplikationen, als sie normalerweise zu bew�lti-

gen hat: Die Gefechtsfeldaufkl�rungsgruppe geriet in Schwierig-
keiten; der Nachrichtendienst meldete die Enttarnung von
Chemiewaffenexperten des ãLDÒ-Heeres in den Streitkr�ften des
ãFreiheitsstaatesÒ; Marineeinheiten der NATO verfolgten
Handelsschiffe, U-Boote und Fregatten aus ãWTÒ, die im Verdacht
standen, Mehr-fachraketenwerfersysteme in den Ostatlantik zu
transportieren, und die Stadt ãChopÒ fing nach einem Erdbeben der
St�rke 7 auf der Richterskala gerade mit den Aufr�umarbeiten an.

Diese Fragen standen im Mittelpunkt intensiver Beratungen und
Konsultationen zwischen den NATO-Mitgliedern und den PfP-
Partnerstaaten, die im Rahmen der j�hrlich auf NATO-Ebene statt-
findenden Krisenbew�ltigungs�bungen (Crisis Management
Exercise Ð CMX) in der Br�sseler NATO-Zentrale an der �bung
CMX 98 teilnahmen. Gl�cklicherweise waren die genannten
Entwicklungen nur fiktive Bedrohungen, die keine reale Gefahr f�r

In der Zunahme der Beteiligung von Partnerstaaten an Krisenbewältigungsoperationen der NATO kommt zum Ausdruck, 
welch große Bedeutung der Krisenbewältigung innerhalb des Bündnisses zukommt und in welch hohem Maße die Partnerschaftsaktivitäten mit

Nichtmitgliedstaaten der NATO ausgebaut werden. Ein Beispiel dafür ist die Übung CMX 98, durch die laut dem Verfasser des folgenden Beitrags
die Einbindung der Partnerstaaten in Krisenbewältigungsaktivitäten einen gewaltigen Schritt nach vorn machte. Die sich daraus sowohl bezüglich
der Fähigkeiten als auch im Hinblick auf die Zusammenarbeit ergebenden Verbesserungen sind für das Bündnis wie auch für die Partnerstaaten

gleichermaßen von Vorteil.

D

Krisenbewältigungsaktivitäten im Rahmen der PfP:
Verbesserung der Fähigkeiten und der Zusammenarbeit

John Kriendler,
Leiter des NATO-Fachreferates für Operationen des Rates, 

Direktorat für Krisenbewältigung und Operationen
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den beredten Worten Andrej Piontkowskis, des Leiters des
Moskauer Instituts f�r strategische Studien, zusammenfas-
sen; noch w�hrend der Gespr�che zwischen der NATO und
Ru§land �ber die Schaffung eines euro-atlantischen Dis-
positives f�r Katastrophenhilfe brachte er folgendes zu
Papier: ãSeit der Wiedervereinigung Deutschlands sind nun
sieben Jahre vergangen. In all diesen Jahren stand zwischen

Ossis und Wessis eine Wand
der Bitterkeit und des

Mi§muts, die sich
nicht so leicht nieder-
rei§en lie§ wie die

Berliner Mauer. Erst eine verheerende �berschwemmung
lie§ Ossis und Wessis endlich verstehen, da§ sie wirklich
alle Deutsche sind. Vielleicht werden wir nach einem k�nf-
tigen  gemeinsamen Katastrophenhilfeeinsatz auch zu der
Einsicht gelangen, da§ wir alle Menschen sind.3)Ò  ◆

3)
Andrej Piontkowski,
„NATO needs a human
face’’, Moscow Times,
29. August 1997.

Das EADRCC organisier-
te den Einsatz dieses 
norwegischen
C-130-Transportflug-
zeugs, das die vom
Amt des Hohen
Flüchtlingskommissars
dringend benötigten
Hilfsgüter transpor-
tierte, die für
Kosovo-Flüchtlinge
bestimmt waren. 
(Foto: Belga)
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Am 3. Juni 1998
wurden in Camp

Lejeune, North
Carolina, anläßlich
der Feierlichkeiten

zu Beginn der
PfP-Friedensübung

„Cooperative
Osprey 98“ die

Flaggen der
Teilnehmerstaaten

gezeigt. 
(Foto: AP)

positiven Ergebnisse der CMX 98 ist diese �bung jedoch in den
richtigen Zusammenhang einzuordnen.

Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Krisenbewältigung 
F�r die Zusammenarbeit bei der Bew�ltigung von Krisen gibt es
eine klare Begr�ndung und ein eindeutiges Mandat. Im
Washingtoner Vertrag kommt der Krisenbew�ltigungs-auftrag des
B�ndnisses darin zum Ausdruck, da§ es zu den Schwerpunkten des
Vertrages z�hlt, Stabilit�t und Wohlstand zu f�rdern sowie Freiheit,
Frieden und Sicherheit zu wahren. Die Bew�ltigung von Krisen
z�hlt zwar seit jeher zu den Aufgaben der NATO, aber die Art der
Krisen, mit der sie konfrontiert ist, und die Instrumente, die ihr zur
Krisenbew�ltigung zur Verf�gung stehen, haben sich seit dem
Ende des Kalten Krieges tiefgreifend ver�ndert. Das Strategische
Konzept des B�ndnisses (1991) spiegelte diese Ver�nderungen
wider, indem es die damalige B�ndnisstrategie mit den Schwer-
punkten Verteidigung und Abschreckung um den Schwerpunkt der
Krisenbew�ltigung auf der Grundlage dreier sich gegenseitig ver-
st�rkender Elemente erweiterte: Dialog, Zusammenarbeit und die
Aufrechterhaltung der F�higkeit zur kollektiven Verteidi-gung. Die
B�ndnisstaaten haben sich zudem im Einklang mit den Prinzipien
der Charta von Paris, die 1991 im Rahmen der KSZE vereinbart
wurde, zur Zusammenarbeit mit allen Staaten Europas verpflichtet.

Dar�ber hinaus haben sich die Partnerstaaten des Nordatlantischen
Kooperationsrates (NAKR) sowie sp�ter der PfP und des Euro-
Atlantischen Partnerschaftsrates (EAPR) praktisch seit Beginn des
�ffnungs- und Kooperationsprogramms der NATO auf die
Zusammenarbeit bei der Bew�ltigung von Krisen konzentriert. Die
Partnerstaaten sahen in der Verbesserung der Krisenbew�ltigungs-
f�higkeiten und der Zusammenarbeit auf diesem Gebiet einen
wichtigen Beitrag zur Bew�ltigung der Herausforderungen, die
sich aus dem neuen Sicherheitsumfeld ergeben hatten. Zudem ver-
liehen die bedeutenden Beitr�ge der Partnerstaaten zur IFOR- und
zur SFOR-Mission in Bosnien und Herzegowina, einschlie§lich
der politischen Unterst�tzung sowie der Bereitstellung von
Truppen und von Einrichtungen des jeweiligen Aufnahmestaates,
wie auch der Erfolg dieser Operationen den Krisenbew�l-
tigungsaktivit�ten im Rahmen der PfP weitere Impulse. Die
Bedeutung, die diesem kooperativen Ansatz bei der
Bew�ltigung von Krisen zukommt, wird durch die aus-
dr�cklichen Bezugnahmen des EAPR-Aktionsplanes,
der Grundakte NATO-Ru§land und der Charta �ber
eine ausgepr�gte Partnerschaft zwischen der NATO
und der Ukraine noch st�rker hervorgehoben.1)

Krisenbewältigungsaktivitäten 
im Rahmen der PfP 
Was das PfP-Arbeitsprogramm betrifft, so bot es eine
Antwort auf das Interesse an Ma§nahmen der
Krisenbew�ltigung, indem es die Zusammenarbeit auf
diesem Gebiet und die Verbesserung der F�higkeiten
zur Bew�ltigung von Krisen unter demokratischer

Kontrolle als Ziele festschrieb. Zur Erreichung dieser Ziele ent-
wickelten die NATO-Mitglieder und ihre Partnerstaaten eine Viel-
falt von Aktivit�ten; dazu z�hlen Krisenbew�ltigungs�bungen mit
Partnerstaaten, die Einbeziehung der Partnerstaaten in
Krisenbew�ltigungs�bungen der NATO (z.B. CMX 98), Treffen
des Ausschusses f�r Ratsoperationen und -�bungen (Council
Operations and Exercise Committe Ð COEC) mit den Partnerstaa-
ten, Expertenbesuche in Partnerstaaten, lnformationsveranstaltun-
gen in der NATO-Zentrale, Besuche im NATO-Lagezentrum und
die Unterst�tzung der von Partnerstaaten organisierten �bungen
und Seminare zu Fragen der Krisenbew�ltigung. Zudem wird von
SHAPE die �bung ãCooperative AuraÒ veranstaltet, eine j�hrlich
stattfindende Verfahrens�bung, die Partnerstaaten auf die Teil-
nahme an CMX vorbereiten soll. Dar�ber hinaus bietet die NATO-
Akademie (SHAPE) den Partnerstaaten eine Reihe von Spezial-
kursen zu Fragen der Krisenbew�ltigung an und veranstaltet auch
im Rahmen anderer PfP-Lehrg�nge eingehende Informationsver-
anstaltungen zu diesem Thema.

Zu den in letzter Zeit eingeleiteten neuen Aktivit�ten z�hlt der
Austausch von Informationen �ber nationale Organisationsstruk-
turen und Verfahren der Krisenbew�ltigung auf Treffen des COEC
(des Ausschusses, der f�r die Krisenbew�ltigungsstrukturen, -ver-
fahren, -ma§nahmen und -�bungen des B�ndnisses zust�ndig ist ),
wenn dieser auf EAPR-Ebene unter Beteiligung der NATO-
Mitglieder und der Partnerstaaten zusammentritt.

Wir sind zudem bestrebt, die Zusammenarbeit bei Ma§nahmen der
Krisenbew�ltigung sowie die F�higkeiten auf diesem Gebiet auch
dadurch zu verbessern, da§ wir den Partnerstaaten eine Reihe all-
gemeiner Dokumente �ber Fragen der Krisenbew�ltigung zur
Verf�gung stellen, u.a. das Handbuch zur Krisenbew�ltigung
(ãGeneric Crisis Management HandbookÒ), die �bersicht �ber
vorbeugende Ma§nahmen (ãGeneric Inventory of Preventive
MeasuresÒ), den Katalog m�glicher milit�rischer Reaktionen
(ãGeneric Catalogue of Military Response OptionsÒ) und das
Handbuch zu Vorsichtsma§nahmen (ãGeneric Manual of Precau-
tionary MeasuresÒ). Einer der zentralen Aspekte der Krisenbew�l-
tigungsstrategie der NATO besteht in der Verf�gbarkeit eines brei-
ten Spektrums von Ma§nahmen, auf die man nach Bedarf in
tats�chlichen Krisen sowie bei �bungen zur�ckgreifen kann. Drei
dieser grundlegenden Dokumente lehnen sich weitgehend an die
b�ndniseigenen Krisenbew�ltigungsma§nahmen an und k�nnen

1)
Zum EAPR-Aktionsplan s.
S. D6 der
Dokumentationsbeilage
des NATO BRIEFs 1/98;
zu den beiden 
anderen Dokumenten s.
Dokumentations-teil des
NATO BRIEFs 4/97. 
Alle drei Dokumente sind
auch über Internet
(http://www.nato.int/) 
zugänglich.
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gegebenenfalls sofort zur Bew�ltigung von Krisen eingesetzt wer-
den.

Die �bersicht �ber vorbeugende Ma§nahmen enth�lt z.B. eine
Liste mit Beispielen f�r vorbeugende Ma§nahmen auf diplomati-
schem, wirtschaftlichem und milit�rischem Gebiet, die im Fall
einer Krise von einem Staat allein oder gemeinsam mit anderen
Staaten gezielt eingesetzt werden k�nnen. Der Katalog m�glicher
milit�rischer Reaktionen und das Handbuch zu Vorsichts-
ma§nahmen k�nnen auf �hnliche Weise verwendet werden. Alle
drei Dokumente lassen sich direkt nutzen, um Krisen, mit denen
Partnerstaaten konfrontiert sind, zu bew�ltigen und dazu beizutra-
gen, da§ zus�tzliche nationale Krisenbew�ltigungsma§nahmen
konzipiert werden, die genau auf die Bed�rfnisse des jeweiligen
Partnerstaates zugeschnitten sind.

Das vierte Dokument ist allerdings anders. Das Handbuch zur
Krisenbew�ltigung enth�lt n�mlich neben grundlegenden Infor-
mationen zu Krisenbew�ltigungsstrukturen und -verfahren der
NATO auch Angaben zu den diesbez�glichen nationalen Vorkeh-
rungen und Verfahren. Es handelt sich zwar nicht um ein verbind-
liches B�ndnisdokument, aber es st�tzt sich auf Informationen ein-
zelner B�ndnisstaaten, die den Partnerstaaten helfen k�nnten, ihre
eigenen Strukturen und Verfahren der Krisenbew�ltigung zu ent-
wickeln. Unter anderem enth�lt es ein Rahmenkonzept der
Krisenbew�ltigung, Beispiele f�r nationale F�hrungsregelungen,
Ausschu§systeme und Beschlu§fassungs-strukturen f�r Fragen der
Krisenbew�ltigung und Informationen �ber Krisenbew�l-
tigungsma§nahmen, �ber das NATO-System der Vorsichts-
ma§nahmen (das die Einsatzbereitschaft des zivilen und des
milit�rischen Bereichs sowie eine koordinierte Reaktion des
B�ndnisses auf eine Krise gew�hrleisten soll), �ber diesbez�gliche
�bungen sowie �ber das NATO-Lagezentrum. Diese grundlegen-
den Dokumente haben bei den Partnerstaaten gro§en Anklang
gefunden, und sie werden nun in einige ihrer Sprachen �bersetzt.

Es mu§ auch darauf hingewiesen werden, da§ ein breites Spektrum
anderer PfP-Aktivit�ten, insbesondere auf dem Gebiet der milit�ri-
schen Zusammenarbeit und der friedenserhaltenden Ma§nahmen,
direkt dazu beitr�gt, die F�higkeit zur Bew�ltigung von Krisen zu
verbessern.

CMX 98 
Von allen Krisenbew�ltigungsaktivit�ten im Rahmen der PfP
bringt die Teilnahme an �bungen zu Fragen der Krisen-
bew�ltigung nach Aussagen der Partnerstaaten den gr�§ten
Nutzen. Auf der Grundlage einer weniger umfangreichen �bung,
die 1995 speziell auf die Partnerstaaten ausgerichtet war (PCM
95), begann die eigentliche Teilnahme der Partnerstaaten an
Krisenbew�ltigungs�bungen der NATO mit der �bung CMX 97,
bei der sie in die Naturkatastrophenaspekte einbezogen und �ber
die potentielle Bedrohung im Sinne des Artikels 5 informiert wur-
den, der die B�ndnisstaaten im Rahmen der �bung entgegentreten
sollten. Durch die CMX 98 machte die Einbindung der
Partnerstaaten jedoch einen gewaltigen Schritt nach vorn, da sich
die Partnerstaaten sowohl aktiv an Ma§nahmen nach einem
Erdbeben als auch an Konsultationen �ber politische und milit�ri-
sche Entwicklungen sowie �ber die Planung und den Streit-

kr�fteaufwuchs f�r eine Friedensoperation unter der Leitung der
NATO beteiligen konnten.

Ein Hinweis darauf, welch gro§e Bedeutung die Partnerstaaten der
�bung CMX 98 beigemessen haben, bestand in der Zahl der betei-
ligten Staaten: 21 Partnerstaaten waren mit ihren Delegationen als
Teilnehmer oder als Beobachter vertreten, so da§ mehr als 100
Angeh�rige der Partnerstaaten Ð die meisten davon Regierungs-
vertreter Ð sowohl in der NATO-Zentrale als auch in Mons, wo die
Konsultationen �ber den Streitkr�fteaufwuchs stattfanden, in die
�bung einbezogen wurden. Noch wichtiger ist jedoch, da§ die
Partnerstaaten in ihren Kommentaren w�hrend der Analyse im
Anschlu§ an die �bung folgende Punkte als positive Ergebnisse
der CMX 98 hervorhoben:

a) Die �bung vermittelte ihnen einen Einblick in die Krisen-
bew�ltigungsregelungen der NATO und in deren Konsultations-
und Beschlu§fassungsprozesse, einschlie§lich der Rolle verschie-
dener NATO-Aussch�sse auf dem Gebiet der Krisenbew�ltigung;

b) die Partnerstaaten machten Erfahrungen mit der Erprobung
von Krisenbew�ltigungsverfahren und -mechanismen, einschlie§-
lich der Zusammenarbeit zwischen dem zivilen und dem milit�ri-
schen Bereich;

c) sie gewannen Erfahrungen mit dem Zusammenspiel zwischen
den Krisenbew�ltigungsstrukturen in den verschiedenen Haupt-
st�dten und den einzelnen Delegationen der CMX 98 und konnten
dabei unter anderem Engp�sse der nationalen Strukturen aufzei-
gen;

d) sie hatten Gelegenheit, ihre nationalen Verfahren f�r den
Streitkr�fteaufwuchs und eine ausgewogene Streitkr�fteverteilung
zu �berpr�fen;

e) sie erhielten Informationen �ber Verfahren f�r die Teilnahme
von Partnerstaaten an Friedensoperationen unter der Leitung der
NATO, und die Ubung half ihnen, nationale Verfahren f�r eine der-
artige Teilnahme zu erarbeiten;

f) sie erhielten Informationen �ber die Planung und Durch-
f�hrung von �bungen zu Fragen der Krisenbew�ltigung;

g) sie konnten die Kommunikationskan�le zwischen nationalen
Delegationen und den jeweiligen Hauptst�dten sowie zwischen den
NATO-Delegationen und der Koordinierungszelle in Mons erpro-
ben;

h) es konnten Kontakte zwischen mit Krisenbew�ltigungsfragen
befa§ten NATO-Bediensteten und den zust�ndigen Regierungs-
vertretern der Partnerstaaten hergestellt werden;

i) die Zusammenarbeit zwischen den B�ndnisstaaten und den
Partnerstaaten wie auch die Zusammenarbeit der Partnerstaaten
untereinander konnte verbessert werden.

Als Fazit l�§t sich also festhalten, da§ die Einbeziehung der
Partnerstaaten in die CMX 98 f�r die NATO-Mitglieder und die
Partnerstaaten gleicherma§en von Nutzen war und bei k�nftigen
�bungen, sofern dies angebracht ist, wiederholt werden sollte.
Dar�ber hinaus wird den Ansichten und Anregungen der Partner-
staaten bei der Planung der �bung CMX 99 bereits Rechnung
getragen.



CMX 99
Bei der CMX 99, die f�r Februar 1999 geplant ist, soll daran inter-
essierten PfP-Partnerstaaten mit anderen Schwerpunkten als im
Rahmen der �bung CMX 98 bei der Erprobung einer
Friedensoperation eine wichtige Rolle zukommen; es handelt sich
um die pr�ventive Dislozierung von Truppen nach der Erteilung
eines entsprechenden Mandates seitens des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen. Eins der ausdr�cklich genannten Ziele der
CMX 99 wird darin bestehen, durch geeignete Konsultationen, mit
denen w�hrend der Planung und Durchf�hrung einer
Friedensoperation die politische Gesamtleitung und Kontrolle
gew�hrleistet werden kann, die Zusammenarbeit mit den einschl�-
gigen Partnerstaaten zu verbessern.

Die daran interessierten Partnerstaaten werden �ber den Euro-
Atlantischen Partnerschaftsrat in die einschl�gigen Aspekte der
CMX 99 einbezogen werden und durch ihr Personal in den
Hauptst�dten, in der NATO-Zentrale sowie in den Obersten
Kommandos der NATO vertreten sein. Obwohl das Szenario, wie
es bei CMX �blich ist, eher allgemeiner Art sein soll, wird es gen�-
gend fiktive politische Hintergrundinformationen umfassen, um
einen Rahmen f�r politische und milit�rische Beurteilungen sowie
f�r die Auswertung von �bungsvorg�ngen bieten zu k�nnen; dies
f�hrt gelegentlich zu hitzigen Debatten, an denen die Partnerstaa-
ten ebenfalls teilnehmen sollen. Im Verlauf der Planungsaktivit�ten
werden wir darauf hinarbeiten, da§ die CMX 99 ein wirksames

Instrument zur weiteren Verbesserung der Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Krisenbew�ltigung darstellen kann.

Eine gemeinsame Antwort 
Beim Ausbau der Zusammenarbeit zur Bew�ltigung von Krisen
und bei der St�rkung unserer diesbez�glichen F�higkeiten haben
wir bereits bedeutende Fortschritte erzielt. Die Tagung der
Au§enminister der EAPR-Staaten, die am 28. Mai 1998 ihre ernste
Besorgnis �ber die Entwicklung der Lage im Kosovo zum
Ausdruck brachten und eine Beendigung der Krise forderten 
(s. EAPR-Erkl�rung auf Seite D8 der Dokumentationsbeilage der
vorliegenden Ausgabe des NATO BRIEFs), ist lediglich ein
Beispiel f�r eine gemeinsame Antwort auf ein reales Problem
sowie f�r den Ansatz der kooperativen Sicherheit, den die NATO
gef�rdert hat. Aber zweifellos kann und sollte noch mehr getan
werden, und die B�ndnisstaaten werden mit ihren Partnerstaaten
auch andere M�glichkeiten pr�fen, mit deren Hilfe sich unsere
gemeinsamen Bem�hungen um die wirksame Bew�ltigung von
Krisen verbessern lassen. Der direkte Zusammenhang zwischen
der Sicherheit der NATO-Staaten und der Sicherheit Europas ins-
gesamt, den die Staats-und Regierungschefs der B�ndnisstaaten im
Juli 1997 in ihrer Erkl�rung von Madrid hervorgehoben haben,
macht besonders deutlich, wie sinnvoll es ist, da§ wir unsere
Bem�hungen um die Verbesserung der Zusammenarbeit und der
F�higkeiten auf dem Gebiet der Krisenbew�ltigung fortsetzen.   ◆
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Rumänische
Soldaten, die

während der Übung
„Cooperative Osprey

98“ Verfahren zur
Eindämmung
gewaltsamer 

Ausschreitungen
erproben. 

(Foto: rumänisches
Verteidigungs-
ministerium)



kollektiven Verteidigung aufzubauen, eine gerechte Beteiligung
der europ�ischen B�ndnispartner an den gemeinsamen Verteidi-
gungsanstrengungen zu f�rdern und die Verteidigungsplanungs-
systeme der Mitgliedstaaten u.a. durch eine integrierte Milit�r-
struktur miteinander zu verkn�pfen, um so die Stabilit�t im
NATO-Gebiet zu st�rken.

Nachdem der Kalte Krieg beendet worden und f�r das B�ndnis
praktisch keine �u§ere Bedrohung mehr gegeben war, zweifelte
manch einer daran, da§ diese komplizierten und anspruchsvollen
Regelungen Bestand haben k�nnten. Als Begr�ndung daf�r wurde
angef�hrt, die kollektive Verteidigung verliere ohne eine eindeuti-
ge Bedrohung von au§en unweigerlich jede Bedeutung. Statt des-
sen werde sich ein insgesamt weniger fester Staatenverbund ent-
wickeln, dessen Mitglieder es angesichts dr�ngender innenpoliti-
scher und wirtschaftlicher Probleme als weniger wichtig ansehen
w�rden, den Bem�hungen im Rahmen der kollektiven Verteidi-
gung einen besonders hohen Stellenwert beizumessen.

W�hrend wir uns nun dem 10. Jahrestag des Falls der Berliner
Mauer n�hern, ist die Streitkr�fteplanung im B�ndnis

jedoch in bester Verfassung. Sie ist unter
Beibehaltung ihrer traditionellen Auf-

gaben im Hinblick auf neue
Erfordernisse angepa§t wor-

den, d.h. im Hinblick auf
die Entwicklung von F�hig-

keiten f�r die Bew�ltigung von
Krisen und die Wahrung des Frie-

dens, die F�rderung

ie Streitkr�fteplanung ist der ãKlebstoffÒ, der das B�ndnis
zusammenh�lt. Sie ist insofern von zentraler Bedeutung, als
sie sicherstellt, da§ die NATO die f�r ihre verschiedenen

Aufgaben erforderlichen Streitkr�fte und F�higkeiten entwickelt,
und zudem ein zentrales Forum f�r die Integration der Arbeit ande-
rer Planungsgremien bietet. Die Streitkr�fteplanung spielt nun
auch eine entscheidende Rolle, wenn es darum geht, den
PfP-Partnerstaaten die Entwicklung engerer Beziehungen zum
B�ndnis zu erm�glichen.

1952 begann man mit der Streitkr�fteplanung auf NATO-Ebene,
um die Verteidigungsf�higkeiten der B�ndnispartner im

Hinblick auf die Herausforderungen der damaligen Zeit
zu optimieren. Die Streitkr�fteplanung zielte dar-

auf ab, eine zusammenh�ngende Rah-
menstruktur von B�ndnisstreit-

kr�ften f�r die Aufgaben der

Im Zuge der Anpassung des Bündnisses an die neuen Erfordernisse der europäischen Sicherheit hat sich auch die Streitkräfteplanung den
Anforderungen angepaßt, die sich aus den neuen Aufgaben der NATO ergeben. Wie der Verfasser des folgenden Beitrags darlegt,

umfaßt dies die Entwicklung von Fähigkeiten auf den Gebieten friedenserhaltende Maßnahmen, Unterstützung möglicher
WEU-Aufgaben und Vorbereitung der zum Beitritt eingeladenen Staaten auf die Mitgliedschalt im Bündnis sowie die Bereitstellung von
Mitteln zur Beurteilung der Fähigkeiten von nicht dem Bündnis angehörenden Partnerstaaten und zur Förderung der Interoperabilität
zwischen den Streitkräften der Partnerstaaten und denen der Bündnismitglieder. Die Streitkräfteplanung, die eine optimale Nutzung

unserer Verteidigungsressourcen gewährleistet, gibt dem Bündnis also sowohl die konzeptionellen als auch die praktischen Instrumente an die
Hand, die zur Bewältigung der sicherheitspolitischen Herausforderungen der Zukunft erforderlich sind.

D

Streitkräfteplanung in der neuen NATO
Frank Boland 

Leiter des Streitkräfteplanungsreferates in der NATO-Abteilung für Verteidigungsplanung und Operationen

Zwei Kampfflugzeuge
vom Typ AV-8B
Harrier in der Adria,
wo sie auf der
Startbahn des ameri-
kanischen Flugzeug-
träges USS Wasp auf
die NATO-Übung
„Determined Falcon“
vorbereitet 
werden. An dieser
Übung nahmen 85
Flugzeuge des
Bündnisses teil, die
am 15. Juni 1998
über Albanien und die
ehemalige 
jugoslawische
Republik
Mazedonien*) flogen,
um so die Fähigkeit
der NATO zur raschen
Verlegung von
Streitkräften in diese
Region unter Beweis
zu stellen. 
(Foto: Reuters)
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der Multinationalit�t, die Bew�ltigung der Proliferationsproble-
matik, die Unterst�tzung von Aufgaben der Westeurop�ischen
Union (WEU), die Vorbereitung Polens, der Tschechischen Repu-
blik und Ungarns auf die Pflichten im Zusammenhang mit der
B�ndnismitgliedschaft und die Erarbeitung eines Modells f�r das
Planungs- und �berpr�fungsverfahren (Planning and Review
Process Ð PARP) mit den PfP-Partnerstaaten.

Grundlagen der Streitkräfteplanung 
Zu den wichtigsten Elementen der Streitkr�fteplanung der NATO
z�hlen die Festlegung der Ziele (durch die ãStreitkr�fteziele der
NATOÒ auf der Grundlage einer detaillierten ãMinisterrichtlinieÒ,
in der die Verteidigungsminister alle zwei Jahre die Priorit�ten und
die einschl�gigen Aufgabenbereiche darlegen) sowie ein Vergleich
des tats�chlich Erreichten mit den genannten Zielen (durch eine
ãj�hrliche Verteidigungs�berpr�fungÒ der Verteidigungsminister
der NATO-Staaten). F�r beide Aufgaben ist milit�rische Sach-
kenntnis erforderlich, die vom Obersten Hauptquartier der
Alliierten M�chte in Europa (SHAPE), vom Obersten Alliierten
Befehlshaber Atlantik (SACLANT) und vom Milit�rausschu§ ein-
gebracht wird, aber das Planungsverfahren unterliegt eindeutig
einer politischen Kontrolle, da die wichtigsten Entscheidungen von
den Verteidigungsministern der B�ndnispartner getroffen werden.

Die Verteidigungsplanung mu§ zwei grundlegenden Erfor-
dernissen Rechnung tragen. Erstens mu§ sie die Souver�nit�t der
NATO-Staaten achten, die sich an der kollektiven Planung beteili-
gen wollen, weil sie deren Vorteile erkennen, und zweitens mu§ sie
sich auf einen realistischen Ansatz st�tzen. Unsere milit�rischen
und zivilen Planungsexperten und die beteiligten B�ndnispartner1)
sind sich dar�ber im klaren, da§ sie keine unerreichbaren Ziele for-
dern k�nnen. Die NATO-Staaten unterscheiden sich in bezug auf
ihre wirtschaftlichen M�glichkeiten, ihre nationalen Priorit�ten
und ihre Streitkr�ftestrukturen. Die allgemeine Rahmenplanung,
wie sie in der Ministerrichtlinie dargelegt wird, sowie die f�r die
Mitgliedstaaten in den Streitkr�ftezielen der NATO vereinbarten
Einzelziele m�ssen diese Unterschiede zum Ausdruck bringen.

Dies bedeutet jedoch nicht, da§ das Planungsverfahren nicht die
Art und Weise ver�ndern k�nnte, in der ein Staat seinen Beitrag zu
den B�ndnisaufgaben leistet. Es bedeutet vielmehr, da§ sich Ver�n-
derungen schrittweise ergeben, was teilweise ganz praktische

Gr�nde hat. Es ist n�mlich nicht m�glich, ein-
fach �ber Nacht die Streitkr�ftestrukturen der

Mitgliedstaaten zu ver�ndern oder neue
F�higkeiten zu entwickeln, da dies mit
einer komplizierten Umverteilung von
Ressourcen und mit einem erheblichen
Arbeitsaufwand bei der praktischen Um-
setzung neuer Organisationsstrukturen
verbunden ist. Zudem m�ssen Staaten
auch aus politischer Sicht davon �berzeugt
werden, da§ Ver�nderungen in ihrem
Interesse liegen. Die Regierungen der ein-
zelnen Staaten m�ssen dann unter Um-

st�nden eine Aufkl�rungskampagne starten und der �ffentlichkeit
die Gr�nde f�r die Ver�nderungen darlegen.

Vor neuen Aufgaben 
Die Arbeit, die nach der Verabschiedung des Strategischen Kon-
zeptes des B�ndnisses (1991) zur Anpassung der Streitkr�ftestruk-
turen des B�ndnisses an die nun eher wahrscheinlichen Aufgaben
eingeleitet wurde, erstreckte sich im Einklang mit dem
Engagement der NATO im ehemaligen Jugoslawien auch auf
Ma§nahmen zur Vorbereitung des B�ndnisses auf die Erforder-
nisse von Friedensmissionen.

Die Streitkr�ftestruktur des B�ndnisses ist jetzt flexibler und umfa§t
z.B. durch Regelungen f�r den Einsatz ziviler Luft- und Seetrans-
portmittel sowie durch den Aufbau eines NATO-Pools von
Transportflugzeugen auch die F�higkeit zur raschen Entsendung von
Krisenreaktionskr�ften. Die Streitkr�ftestruktur mu§ zudem �ber
l�ngere Zeitr�ume hinweg auch die logistische Unterst�tzung der
Streitkr�fte gew�hrleisten k�nnen, d.h. sie mu§ ein gr�§eres Nach-
schubvolumen, als w�hrend des Kalten Krieges geplant war, und zu-
gleich ein angemessenes Niveau in bezug auf die Wartung, die Ver-
sorgung mit Treibstoff, die Transportm�glichkeiten im Einsatzgebiet
und die medizinische Versorgung sicherstellen k�nnen, damit die
Streitkr�fte autark sind. Die Schnelligkeit, mit der wir die
IFOR-/SFOR-Operationen in Bosnien und Herzegowina organisier-
ten, durchf�hrten und logistisch unterst�tzten, ist ein beeindrucken-
des Beispiel daf�r, wie das Planungssystem funktioniert.

Auf der Grundlage unserer Erfahrungen in Bosnien haben wir auch
dem politischen Erfordernis Rechnung getragen, Operationen zur
Unterst�tzung des Friedens entweder unter der �gide der Vereinten
Nationen oder unter der �gide der Organisation f�r Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) oder aber Ð wie im Fall der
IFOR-/SFOR-Truppen Ð unter der Leitung der NATO durchzu-
f�hren. Die Anforderungen, die sich aus diesen Operationen erge-
ben, f�hren zu besonderen Problemen. Wir haben beispielsweise
gelernt, da§ derartige Operationen nie rein milit�rischer Art sind.
Wie wir in Bosnien festgestellt haben, m�ssen die Truppen auch
wichtige Aktivit�ten ziviler Stellen unterst�tzen. Dadurch steigt
der Bedarf an Ressourcen wie Transportmitteln, Fernmelde-
experten und Pionieren. Wir bitten die B�ndnispartner nun, sich
darauf vorzubereiten, entsprechende Einheiten f�r Friedensmis-
sionen zur Verf�gung zu stellen, selbst wenn die Kampfformatio-
nen, denen diese Einheiten zugeordnet sind, nicht erforderlich sind.

Seit Beginn der 90er Jahre dieses Jahrhunderts mu§te sich das
Streitkr�fteplanungsverfahren auch mit der schwierigen Aufgabe
befassen, multinationale Einheiten aufzubauen, insbesondere das
Schnelle Krisenreaktionskorps des Alliierten Kommandobereichs
Europa (ACE) und die Multinationale Division (Europa Mitte).
Dies war mit einer eingehenden Untersuchung der Frage verbun-
den, wie viele Untereinheiten f�r den Aufbau einer in sich schl�s-
sigen Gesamtstruktur erforderlich sind, und verlangte eingehende
Verhandlungen mit den Mitgliedstaaten, durch die eine gerechte
Verteilung der Lasten sichergestellt werden sollte. Auch die
Regelungen f�r die logistische Unterst�tzung dislozierter B�ndnis-

(1)
An der Streitkräfte-

planung der NATO
beteiligen sich fünf-
zehn Bündnispartner.
Frankreich zählt nicht
zu den Teilnehmern,
da es nicht der inte-
grierten
Militärstruktur des
Bündnisses angehört.
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streitkr�fte nehmen in zunehmendem Ma§e einen multinationalen
Charakter an, und dieser Umstand ist bei der Streitkr�fteplanung
ebenfalls zu ber�cksichtigen.

Dar�ber hinaus m�ssen die Streitkr�ftepl�ne der Arbeitsteilung
Rechnung tragen, die sich daraus ergeben hat, da§ die Zahl zwei-
seitiger und multinationaler Einheiten in der Streitkr�ftestruktur
des B�ndnisses seit Anfang der 90er Jahre erheblich zugenommen
hat. F�r n�chstes Jahr ist eine weitere multinationale Einheit ge-
plant: D�nemark, Deutschland und Polen werden nach dem Beitritt
Polens zum B�ndnis ein gemeinsames Heereskorps ihrer drei
Staaten aufstellen. Die wachsende Bedeutung der Multinationalit�t
innerhalb des B�ndnisses hat auch die Bildung multinationaler
Einheiten aus Streitkr�ften der PfP-Staaten beschleunigt, die sich
in zunehmendem Ma§e an der Aufstellung multinationaler Frie-
denstruppen beteiligen.

Einen hohen Stellenwert r�umen wir ferner der Entwicklung
milit�rischer F�higkeiten zur Bek�mpfung der Gefahren ein, die
sich f�r Streitkr�fte der NATO aus biologischen und chemischen
Waffen ergeben. Die meisten NATO-Staaten verf�gen �ber gewis-
se F�higkeiten zur Abwehr chemischer Waffen, aber f�r viele f�hrt
die M�glichkeit eines Einsatzes biologischer Waffen zu neuen
Problemen. Das B�ndnis hat dieser Frage besondere Aufmerk-
samkeit gewidmet, und wir haben den einzelnen Mitgliedstaaten
nun die Streitkr�fteziele zugesandt, in denen wir diejenigen
F�higkeiten auff�hren, die in Zukunft erforderlich sein werden; sie
betreffen z.B. die M�glichkeiten der Nachrichtendienste, Detektor-
systeme f�r chemische und biolologische Kampfstoffe sowie
Schutzausr�stungen.

Die europäische Dimension 
Die Effektivit�t unserer Instrumentarien f�r die Verteidigungs-
planung kommt nun auch der Entwicklung der Europ�ischen Sicher-
heits- und Verteidigungsidentit�t innerhalb des B�ndnisses zugute.
Im Fr�hjahr 1997 leistete der WEU-Rat einen Beitrag zur Minister-
richtlinie der NATO, indem er angab, welchen Umfang m�gliche
WEU-Missionen wahrscheinlich haben werden. Im Herbst 1997
wurde dann im Rahmen der Verteidigungs�berpr�fung der NATO
eine erste Beurteilung der F�higkeiten der europ�ischen NATO-

Staaten im Hinblick auf die Erfordernisse bei m�glichen WEU-
Missionen vorgenommen, die von der WEU als Bei-spielkatalog
zusammengestellt und von den milit�rischen �mtern der NATO
gepr�ft worden waren. Dabei handelte es sich lediglich um eine erste
Analyse europ�ischer F�higkeiten, die in k�nftigen Studien der
Verteidigungs�berpr�fung noch verfeinert werden wird.

Die Streitkr�fteziele der NATO, die im Juni von den Vertei-
digungsministern vereinbart worden sind, geben jetzt im Hinblick
auf die europ�ischen B�ndnispartner an, welche F�higkeiten f�r
die Erfordernisse von WEU-Missionen besonders relevant sind.
Sie umfassen ein ganzes Spektrum von Streitkr�ften und
Potentialen, die f�r WEU-Aufgaben geeignet sind. Die WEU-Pla-
nungszelle ist in diesen Teil der Arbeit an den Streitkr�ftezielen
direkt einbezogen worden. Die Planungszelle wird auch beteiligt,
wenn festgelegt wird, welche Angaben f�r die Erhebung zur
Verteidigungsplanung (Defence Planning Questionnaire Ð DPQ)
erforderlich sind; diese Erhebung bietet die Grundlage f�r die j�hr-
liche Verteidigungs�berpr�fung, und sie ist nun so aufgebaut, da§
die europ�ischen B�ndnispartner sie nutzen k�nnen, um der WEU
Angaben zu ihren Streitkr�ften und F�higkeiten zu �bermitteln.

Unsere Planungsinstrumentarien dienen auch dazu, die F�higkeiten
zu bestimmen, die gegebenenfalls von einzelnen Mitgliedstaaten
f�r Operationen alliierter Streitkr�ftekommandos (CJTF) zur
Verf�gung gestellt werden k�nnen. Die CJTF verleihen der NATO
die F�higkeit zu einer flexiblen Kommandof�hrung bei Operatio-
nen innerhalb und au§erhalb des NATO-Gebietes, und sie werden
ein wertvolles Instrumentarium zur Durchf�hrung m�glicher
Operationen unter der Leitung der WEU darstellen,

Vorbereitung der zum Beitritt 
eingeladenen Staaten 
Unsere langj�hrigen Erfahrungen haben die Effektivit�t der Streit-
kr�fteplanungsverfahren des B�ndnisses unter Beweis gestellt. Die
B�ndnispartner einigten sich daher im vergangenen Jahr darauf,
sich diese Prozeduren zunutze zu machen, um einen Beitrag zur
Vorbereitung Polens, der Tschechischen Republik und Ungarns auf
deren k�nftige Verpflichtungen im Zusammenhang mit der
Mitgliedschaft im B�ndnis zu leisten. Folglich wurden diese drei

Staaten nach dem Madrider Gipfeltreffen aufge-
fordert, an der Erhebung zur Verteidi-

gungsplanung teil-
zunehmen. F�r

Staaten, die dies noch
nie getan hatten, war diese
Aufgabe eine gewaltige He-
rausforderung. Die drei zum

Beitritt eingeladenen Staaten
�bermittelten jedoch Anfang Oktober ausgef�llte

DPQ-Unterlagen mit umfassenden Angaben, die im allgemeinen
durchaus dem Standard der Antworten entsprachen, die wir von

den B�ndnisstaaten erhalten; dies bewies

Marineinfanteristen
der Vereinigten
Staaten am 
15. Juni 1998
während der
NATO-Übung
„Determined
Falcon“, in deren
Rahmen sie an Bord
des Flugzeugträgers
USS Wasp die
Bergung von 
Flugzeugen und
Personal 
demonstrieren. 
(Foto: Reuters)



den Erfolg ihrer eigenen Anstrengungen und der Unter-
st�tzungsma§nahmen seitens verschiedener NATO-Stellen und
einiger NATO-Staaten.

Die zum Beitritt eingeladenen Staaten sind derzeit mit der Um-
strukturierung und Modernisierung ihrer Streitkr�fte befa§t. Sie
planen einen bedeutenden realen Anstieg ihrer Verteidigungsaus-
gaben, um ihren Aufgaben als B�ndnismitglieder gerecht werden
zu k�nnen, und sie haben durch ihre Teilnahme an PfP-Program-
men und bilateralen Hilfsprogrammen bereits erhebliche
Fortschritte in Richtung auf die Interoperabilit�t mit der NATO
gemacht, auch wenn noch einiges zu tun ist.

Auf der Grundlage unserer Einsch�tzung der F�higkeiten der zum
Beitritt eingeladenen Staaten wurden mit jedem der drei L�nder
ãStreitkr�fteziel-VorgabenÒ (�hnlich den NATO-Streitkr�ftezielen)
ausgehandelt. Sie geben Aufschlu§ �ber den Beitrag, den die
NATO-Staaten von den drei neuen Mitgliedern nach deren Beitritt
erwarten. Durch die angestrebten Streitkr�fteziele werden sie auf-
gefordert, der NATO bei Operationen nach Artikel 5 (Grundsatz
der kollektiven Verteidigung) den Gro§teil ihrer Streitkr�ftestruk-
turen zur Verteidigung ihrer Staaten zur Verf�gung zu stellen.
Zudem werden in diesen Zielvorgaben Streitkr�fte f�r m�gliche
Operationen zur Unterst�tzung der Verteidigung anderer B�ndnis-
staaten mit Hilfe von Beitr�gen zu Krisenreaktionskr�ften der
NATO aufgef�hrt. In den angestrebten Streitkr�ftezielen werden
auch Priorit�ten f�r die Weiterentwicklung der Interoperabilit�t mit
der NATO genannt, wobei Befehls- und F�hrungssysteme/Doktri-
nen und Verfahren/ Ausbildungsma§nahmen (einschlie§lich
Fremdsprachenunterricht), Luftverteidigung, Aufnahmeregelungen
f�r Verst�rkungseinheiten sowie (l�ngerfristig) die Modernisierung
der Ausr�stung besondere Schwerpunktbereiche bilden.

Die Erweiterung der NATO wird sich nat�rlich auf die Verteidi-
gungsplanung der derzeitigen B�ndnismitglieder auswirken. Die Ge-
w�hrleistung der kollektiven Verteidigung im Einklang mit Artikel 5
des Washingtoner Vertrages wird dann f�r ein gr�§eres Gebiet und
f�r eine gr�§ere Anzahl von Staaten gelten. Als wir im Herbst l997
die Folgen der Erweiterung pr�ften, kamen wir jedoch zu dem
Schlu§, da§ die derzeitigen und die geplanten F�higkeiten des
B�ndnisses ausreichen, um die Garantie der kollektiven Verteidigung
nach Artikel 5 auch in bezug auf die drei neuen Mitglieder einhalten
zu k�nnen. Dar�ber hinaus sind auch die neuen Mitglieder selbst
dazu in der Lage, im Rahmen einer B�ndnisoperation einen erhebli-
chen Beitrag zu ihrer Verteidigung zu leisten.

Streitkräfteplanung im Rahmen der PfP
Die Mechanismen der Streitkr�fteplanung der NATO lie§en sich
auch mit Erfolg auf die Partnerschaft f�r den Frieden �bertragen.
1994 entwickelten wir das Planungs- und �berpr�fungsverfahren
(PARP) der PfP, um zwischen Partnerstaaten und dem B�ndnis die
Transparenz der Verteidigungsplanung zu f�rdern und die
Interoperabilit�t zwischen Streitkr�ften der Partnerstaaten und
denen der B�ndnismitglieder auszubauen. Wir st�tzten uns auf die
DPQ-Unterlagen der NATO, als wir f�r die Partnerstaaten eine
�bersicht zur Interoperabilit�t im Rahmen der PfP konzipierten.
Den Partnerstaaten wurden dann detaillierte Interoperabilit�tsziele
nach dem Vorbild der Streitkr�fteziele der NATO �bermittelt, die

u.a. die Bereiche Interoperabilit�t der Kommunikationssysteme,
Befehls- und F�hrungsverfahren, logistische Unterst�tzung sowie
Interoperabilit�t von Flugzeugen und von Flugplatzausr�stung
umfa§ten. Ferner erarbeiten wir genaue Beurteilungen der Pl�ne
der beteiligten Partnerstaaten, die mit den f�r die NATO-Staaten zu
erstellenden Beurteilungen vergleichbar sind.

Unsere Erfahrungen, einschlie§lich der R�ckmeldungen der
Partnerstaaten, machen deutlich, da§ das PARP ein gro§er Erfolg
ist. Durch den detaillierten, gutstrukturierten Ansatz dieses Verfah-
rens erhalten die derzeit 18 beteiligten Partnerstaaten eine klare
Zielvorgabe im Hinblick auf den Aufbau von Streitkr�ften, die bes-
ser f�r eine Beteiligung an multinationalen Operationen mit den
B�ndnispartnern geeignet sind.

Die B�ndnisstaaten und die beteiligten Partnerstaaten haben sich
darauf geeinigt, das PARP sogar noch st�rker der Verteidigungs-
planung der NATO anzugleichen. Die 16 NATO-Staaten und die 18
an dem PARP beteiligten Partnerstaaten werden in Zukunft eine
Ministerrichtlinie erarbeiten, die dann von den insgesamt 34 Ver-
teidigungsministern zu vereinbaren sein wird. Planziele, die als
Partnerschaftsziele bezeichnet werden sollen, werden sich nicht
nur auf Fragen der Interoperabilit�t beziehen, sondern Forderungen
nach Streitkr�ften und F�higkeiten der Partnerstaaten f�r m�gliche
Friedensoperationen enthalten. Dar�ber hinaus werden wir ver-
suchen, die Transparenz als eines der zentralen Ziele des PARP
weiter zu erh�hen.

Vision und Umsetzung in die Praxis 
Die Ma§nahmen, die zur Bew�ltigung der sicherheitspolitischen
Herausforderungen der Zukunft erforderlich sind, verlangen die
F�higkeit zur Entwicklung einer allgemeinen Vision, aber auch die
F�higkeit zur praktischen Verwirklichung einzelner Details. Die
Streitkr�fteplanungsprozeduren des B�ndnisses gew�hrleisten bei-
des. Im n�chsten Jahrhundert wird die Komplexit�t der Planungs-
aufgaben des B�ndnisses wahrscheinlich nicht abnehmen, aber
unsere Planungsverfahren haben sich im Hinblick auf neue
Anforderungen als �u§erst anpassungsf�hig erwiesen. ◆
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„Die PfP-Staaten
beteiligen sich in

zunehmendem Maße
an der Aufstellung

multinationaler
Friedenstruppen.“ 

Das Foto zeigt (von
links nach rechts) die
Verteidigungeminister

Litauens, Lettlands
und Estlands,

Ceslovas
Stankevicius, Talavs
Jundzis und Andrus

Öövel, nach der
Unterzeichnung der
Vereinbarung über
das gemeinsame

Marinekommando
BALTRON, das sich

aus Einheiten jedes
dieser drei 

baltischen Staaten
zusammensetzt.
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Albanien Armenien

Österreich Aserbaidschan
Weißrußland Belgien

Bulgarien                         Kanada
Tschechische Republik Dänemark

Estland         Finnland
Frankreich   Georgien

  Deutschland                    Griechenland
Ungarn Island

  Italien      Kasachstan
   Kirgisische Republik       Lettland

            Litauen Luxemburg
Moldawien Niederlande

Norwegen Polen
Portugal Rumänien

Russland Slowakische Republik
Slowenien Spanien

Schweden              Schweiz
      ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien*

Tadschikistan Türkei
Turkmenistan Ukraine Grossbritannien

      Vereinigte Staaten von Amerika Usbekistan
*Die Türkei erkennt die Republik Mazedonien unter ihrem verfassungsgemäßen Namen an.


